
KLIMASCHUTZ

BMF-Monatsbericht
September 2021





Monatsbericht des BMF
September 2021





3

Editorial
Editorial

Monatsbericht des BMF 
September 2021

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die verheerende Flutkatastrophe, die im Juli in eini-
gen Regionen Deutschlands bis dato unvorstellbare 
Schäden angerichtet und eine bedrückend hohe 
Anzahl an Todesopfern gefordert hat, verdeutlicht 
erneut, wie wichtig wirkungsvolle Maßnahmen 
für mehr Klimaschutz sind. Ein entscheidender 
Erfolgsfaktor für diese Maßnahmen ist gemeinsa-
mes und koordiniertes Handeln auf globaler Ebene. 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat Ende August 
im Bundeskabinett Eckpunkte für einen interna-
tionalen Klimaclub vorgestellt, der diesem Zweck 
dienen soll.

Der internationale Klimaclub soll eine Partner-
schaft der beim Klimaschutz ambitioniertesten 
Länder der Welt sein und den Bemühungen zur 
Umsetzung des Pariser Abkommens zusätzlichen 
Schwung verleihen. Die Staaten sollen sich gegen-
seitig auf ehrgeizige Ziele und Standards für den 
Klimaschutz verpflichten. Dabei darf ein hohes 

Niveau an Klimaschutz kein Standortnachteil sein. 
Mit dem internationalen Klimaclub soll dieses Pro-
blem angegangen werden. Durch die internationale 
Zusammenarbeit sollen Wettbewerbsnachteile für 
Industriestandorte, die sich zu einem ehrgeizigen 
Klimaschutz und gemeinsamen Mindeststandards 
verpflichten, vermieden werden. Der Schlaglichtar-
tikel geht näher auf die Pläne für einen internatio-
nalen Klimaclub ein.

Auch bei den Subventionen des Bundes spiegelt 
sich die ambitionierte Umwelt- und Klimapoli-
tik der Bundesregierung wider. Der 28.  Subventi-
onsbericht der Bundesregierung, der Mitte August 
veröffentlicht wurde und über die Entwicklung 
der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des 
Bundes informiert, zeigt besonders deutlich: Die 
Bundesregierung setzt starke Impulse, um den 
Klima- und Umweltschutz voranzubringen, die Zu-
kunfts- und Innovationsfähigkeit unserer Wirt-
schaft zu stärken und den sozialen Ausgleich zu 
fördern. Zwei Drittel des Volumens der Finanzhil-
fen aus dem Bundeshaushalt haben einen Bezug 
zum Klima- und Umweltschutz. Ein ausführlicher 
Artikel in diesem Monatsbericht befasst sich mit 
dem 28. Subventionsbericht der Bundesregierung. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

 
Wolfgang Schmidt  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Allianz für einen internationalen Klimaclub

 ● Am 25. August 2021 hat das Bundeskabinett gemeinsame Eckpunkte für einen internationalen 
Klimaclub besprochen. Das entsprechende Papier „Schritte zu einer Allianz für Klima, Wettbe-
werbsfähigkeit und Industrie – Eckpunkte eines kooperativen und offenen Klimaclubs“ ist zwi-
schen den betroffenen Ministerien abgestimmt. In diesem Schlaglichtartikel wird diese Initiative 
zusammenfassend dargestellt. Das vollständige Eckpunktepapier ist auf der Website des BMF 
abrufbar.1

 ● Die Initiative soll den internationalen Bemühungen zur Umsetzung des Pariser Abkommens 
gegen den menschengemachten Klimawandel zusätzlichen Schwung verleihen.

 ● Kern der Initiative ist die kooperative Zusammenarbeit von Ländern, die bei der Transformation 
voranschreiten wollen. Die Staaten sollen sich gegenseitig auf ehrgeizige Ziele und Standards für 
den Klimaschutz verpflichten.

 ● Nur wenn die Treibhausgasemissionen entschlossen und nachhaltig reduziert werden, bleiben 
Volkswirtschaften auf Dauer zukunftsfähig. Gleichzeitig darf ein hohes Niveau an Klimaschutz 
kein Standortnachteil sein. Mit dem internationalen Klimaclub soll genau dieses Problem gelöst 
werden. Durch die Zusammenarbeit sollen Wettbewerbsnachteile für Industriestandorte, die sich 
zu einem ehrgeizigen Klimaschutz und gemeinsamen Mindeststandards verpflichten, vermieden 
werden.

 ● Die Bundesregierung wird die Initiative mit den europäischen Partnern und im Kreis der G7-/
G20-Staaten weiter ausarbeiten und im Rahmen der deutschen G7-Präsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2022 voranbringen.

Jetzt der Umsetzung 
des Pariser Abkommens 
zusätzlichen Schwung geben

Das Pariser Klimaschutzabkommen war ein Mei-
lenstein für den internationalen Klimaschutz.
Um das Ziel, den weltweiten Temperaturanstieg 
auf möglichst 1,5  Grad Celcius zu begrenzen, tat-
sächlich zu erreichen, müssen die entscheiden-
den Staaten dabei gemeinsam vorangehen. Dieser 
Grundidee folgt die Initiative eines internationalen 
Klimaclubs. Mit der Initiative soll das Gelegenheits-
fenster genutzt werden, das sich durch die Rückkehr 
der Vereinigten Staaten zum Pariser Abkommen 

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210901

sowie die ambitionierteren Klimaziele der Europä-
ischen Union (EU) und anderer Staaten ergibt.

Klimapolitische Vorreiter 
vor Wettbewerbsnachteilen 
schützen

Beim Klimaschutz ist globale Kooperation unver-
zichtbar, darin ist sich auch die Wissenschaft einig. 
Zwar sind wirksame Maßnahmen zum Klimaschutz 
theoretisch im Interesse aller Staaten dieser Welt. 
Allerdings könnten sich Staaten kurzfristig Wett-
bewerbsvorteile für ihre eigene Industrie sichern, 
wenn sie beim Klimaschutz weniger ambitioniert 
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sind als andere  – insbesondere dann, wenn ener-
gieintensive Industrien in Staaten abwandern, die 
beim Klimaschutz weniger ehrgeizig und damit be-
triebswirtschaftlich kurzfristig günstiger sind (soge-
nanntes Carbon Leakage). Ein Klimaclub bietet die 
Möglichkeit für Vereinbarungen, sodass Staaten, die 
beim Klimaschutz vorangehen, keine wirtschaftli-
chen Nachteile haben.

Die G20-Staaten haben während der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise gezeigt, dass durch 
ein koordiniertes Vorgehen immense globale He-
rausforderungen gemeistert werden können. Zu-
letzt haben sich die 20 wichtigsten Industrie- und 
Schwellenländer hinter den deutsch-französischen 
Vorschlag für eine effektive globale Mindeststeuer 
gestellt. Nun steht die Weltgemeinschaft bei der 
Bekämpfung des menschengemachten Klimawan-
dels vor einer Herkulesaufgabe, die nur global ko-
ordiniert gelingen kann.

Auch die Handelspolitik kann Klimaschutzmaß-
nahmen flankieren und somit zum Klimaschutz 
beitragen. Deshalb sollen sich die Mitglieder des 
Klimaclubs untereinander in der Handelspolitik 
koordinieren, auch beim Handel mit Drittstaaten, 
die noch nicht Mitglied des Klimaclubs sind – un-
ter Wahrung der Regeln der Welthandelsorganisa-
tion WTO.

Gemeinsam den 
klimafreundlichen Umbau der 
Wirtschaft voranbringen

Nur wenn die Transformation der Industrie mit 
Hochdruck vorangetrieben wird, kann mittelfris-
tig Klimaneutralität erreicht werden. Praktisch alle 
Industrie- und Schwellenländer stehen vor dieser 
Herausforderung. Um die Dekarbonisierung (also 
CO2-Neutralität) der Wirtschaft zu erreichen, ist 
eine gewaltige technologische Kraftanstrengung 
erforderlich. Damit dies gelingen kann, stimmen 
die Mitglieder des Klimaclubs eine Auswahl an kli-
mapolitischen Instrumenten untereinander ab 
und schaffen einen gemeinsamen Rahmen dafür, 

der ihre jeweiligen Industrien und Volkswirtschaf-
ten vor Wettbewerbsnachteilen schützt.

Die Wahl der Instrumente kann sich durchaus zwi-
schen den Staaten unterscheiden, denn beim Kli-
maschutz führen mehrere Wege zum Ziel. Manche 
Staaten setzen beispielsweise stärker auf CO2-Preise 
und -Besteuerung, andere wiederum verwenden 
primär ordnungspolitische Standards und finanzi-
elle Förderung, um Klimaneutralität zu erreichen. 
Deshalb wird es eine wichtige Aufgabe der Mitglie-
der des Klimaclubs sein, klimapolitische Maßnah-
men besser miteinander vergleichbar zu machen. 
Das ist insbesondere wichtig für die Bepreisung von 
Treibhausgas-Emissionen. Es gilt, den tatsächlichen 
CO2-Preis umfassend abzubilden. Denn auch Maß-
nahmen wie produktionsbezogene Standards und 
Emissionsbegrenzungen können für die Industrie 
potenziell wie CO2-Kosten wirken, wenn sie sich 
auf CO2-Emissionen beziehen. Daher gilt es, Mög-
lichkeiten zur Vergleichbarkeit von CO2-Preisen zu 
entwickeln. Wenn Maßnahmen in Euro pro Tonne 
CO2 stärker vergleichbar sind, soll ein gemeinsames 
Mindestmaß gefunden werden, das die Clubmit-
glieder nicht mehr unterschreiten.

Auch ist es zentral, zu einer gemeinsamen Messung 
des CO2-Gehalts von Produkten und Materialien zu 
kommen. Außerdem geht es darum, den Umbau des 
Industriesektors zu forcieren. Dafür sollen gemein-
same Leitmärkte für klimaneutrale Grundstoffe wie 
Stahl geschaffen und der Aufbau einer Versorgung 
mit grünem Wasserstoff vorangetrieben werden.

Neue globale Dynamik für 
mehr Klimaschutz in Gang 
setzen

Die Allianz soll eine internationale Partnerschaft der 
klimapolitisch ambitioniertesten Staaten der Welt 
sein. Die Zielsetzung in Deutschland und Europa 
ist klar: Um das 1,5-Grad-Celsius-Ziel des Überein-
kommens von Paris zu erreichen, will Deutschland 
bis zum Jahr 2045 klimaneutral werden, die EU bis 
zum Jahr 2050. Der internationale Klimaclub steht 
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denjenigen Staaten offen, die ebenfalls Klimaneu-
tralität erreichen wollen, in der Regel spätestens 
im Jahr 2050. Auf dem Weg dorthin sollen ambitio-
nierte Zwischenziele festgelegt werden.

Mit der Zeit sollen immer mehr Länder dazukom-
men. Die Allianz soll stets offen sein für neue Mit-
glieder mit ambitionierten Klimaschutzzielen. Ein 
wichtiges Ziel ist es natürlich zunächst, die größ-
ten CO2-Emittenten an Bord zu bringen. Dabei sol-
len ausdrücklich auch die Interessen jener Partner-
staaten berücksichtigt werden, für die zwar aktuell 
noch keine Mitgliedschaft infrage kommt, die aber 
dazu bereit sind, ihre Anstrengungen für mehr Kli-
maschutz zu erhöhen. Auf diese Weise soll der in-
ternationale Klimaclub möglichst eine globale Sog-
wirkung entfalten.

Die Aktivitäten und Initiativen dieses Vorhabens 
sollen zeitnah realisiert werden, damit das aktu-
elle internationale Momentum genutzt werden 
kann. Dabei sollen bestehende internationale For-
mate berücksichtigt und es soll auf den daraus ge-
wonnenen Erfahrungen aufgebaut werden. Die 
Bundesregierung wird die Initiative mit den euro-
päischen Partnern und im Kreis der G7-/G20-Staa-
ten weiter ausarbeiten und im Rahmen der deut-
schen G7-Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2022 
voranbringen.

Die Eckpunkte sind zudem als Einladung an Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler und andere 
interessierte Akteurinnen und Akteure zu verste-
hen, sich in die Ausgestaltung des internationalen 
Klimaclubs einzubringen.

10
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Im Interview: Dr. Steffen Meyer, 
Unterabteilungsleiter Einzelne Wirtschafts-
bereiche/Sozialstaat

Deutschland will bis zum 
Jahr 2045 klimaneutral 
werden. Wie ermöglicht das 
BMF Klimaschutz?

In der täglichen Politik nehmen Klimaschutzas-
pekte eine immer wichtiger werdende Rolle ein. 
Das BMF stellt hierbei die Finanzierung für Kli-
maschutzmaßnahmen sicher und vertritt neben 
haushaltspolitischen auch finanz- und steuerpo-
litische Aspekte in der Klimaschutzpolitik. Damit 
unterstützt das BMF maßgeblich die Bundesre-
gierung bei der Umsetzung ihrer internationalen 
und nationalen Verpflichtungen und Politikziele, 

darunter auch die notwendige Transformation hin 
zu Klimaneutralität.

So war z.  B. in dieser Legislaturperiode das BMF 
aktiv an der Erarbeitung des Klimaschutzpro-
gramms  2030, am Zukunftspaket im Rahmen des 
Corona-Konjunkturprogramms und an der No-
velle des Klimaschutzgesetzes beteiligt. In eige-
ner Federführung des BMF entstand zudem das 
im Juni  2021 beschlossene Klimaschutz-Sofort-
programm 2022, als Reaktion der Bundesregierung 
auf das Bundesverfassungsgerichtsurteil und die 
anschließende Klimaschutzgesetznovelle. Insge-
samt hat das BMF in den vergangenen zwei Jahren 
fast 90 Mrd. € für Klimaschutz bereitgestellt – eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Steffen Meyer, Unterabteilungsleiter für Grundsatzfragen einzelner Wirtschaftsbereiche/Sozialstaat 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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enorme Größenordnung, die den überaus wichti-
gen Stellenwert von Klimaschutz gegenwärtig und 
für die Zukunft abbildet.

Aber auch das Ministerium als Behörde selbst 
und sein Geschäftsbereich beteiligen sich ak-
tiv mit internen Maßnahmen am Klimaschutz. So 
hat sich die Bundesregierung im Klimaschutzpro-
gramm  2030 selbst das Ziel gesetzt, Klimaneutra-
lität in ihren Verwaltungen bis zum Jahr  2030 zu 
erreichen. Das BMF führt u. a. derzeit ein Umwelt-
managementsystem (EMAS-Zertifizierung) ein.

Vor allem die Wirtschaft wird 
vor große Herausforderungen 
gestellt. Wie kann das BMF ei­
nen klimafreundlichen Umbau 
der Wirtschaft gezielt fördern?

Einen wichtigen Baustein zur Erreichung der Klima-
schutzziele stellt die Transformation der Wirtschaft 
dar, und wir unterstützen dies mit Investitionen in 
allen Sektoren und wichtigen Zukunftsbereichen. 
Unser Ziel ist, dass in den kommenden Jahren die 
Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft von 
fossilen Technologien auf klimafreundliche Alter-
nativen umsteigen können. Die Investitionen in 
den Schienenverkehr wurden deutlich erhöht, die 
Mehrwertsteuer auf Bahntickets wurde auf 7 Pro-
zent gesenkt, die Mittel für den Ausbau des Nah-
verkehrs werden bis zum Jahr 2025 versechsfacht. 
Wir haben der E-Mobilität einen enormen Schub 
verpasst und den Ladesäulenausbau beschleunigt. 
Gleichzeitig haben wir die Mittel für die energeti-
sche Gebäudesanierung erhöht und die Förderung 
verbessert. Auch der Industriesektor steht in den 
kommenden Jahren vor enormen Herausforderun-
gen. Der Staat wird die Transformation des Sektors 
umfassend unterstützen, damit neue Arbeitsplätze 
entstehen und Wertschöpfung in Deutschland er-
halten bleibt. Wir unterstützen Investitionen in kli-
mafreundliche Technologien  – z.  B. auf Basis von 
Wasserstoff – und sichern mit Klimaschutzverträ-
gen, dass klimafreundlich produzierte Produkte 
weltmarktfähig werden. Zudem investieren wir in 

den Aufbau der Wasserstoffwirtschaft im industri-
ellen Maßstab.

Betrachten wir als Beispiel 
einmal die für Deutschland 
wichtige Automobilindustrie. 
Wie gestaltet sich die 
Förderung klimafreundlicher 
Prozesse in diesem Sektor 
konkret?

Wir haben kürzlich das Ziel von 1 Mio. Elektrofahr-
zeugen auf Deutschlands Straßen erreicht. Zwar ein 
halbes Jahr später als ursprünglich geplant, aber die 
Entwicklung ist jetzt sehr dynamisch. Das wurde 
einerseits dadurch erreicht, dass der Staat die An-
schaffung eines E-Autos mit bis zu 6.000 € unter-
stützt, aber auch andererseits dadurch, dass die 
deutsche Automobilindustrie mittlerweile ganz 
überwiegend auf Geschäftsmodelle mit Null-Emis-
sionsfahrzeugen und insbesondere auf den batte-
rieelektrischen Antrieb setzt.

In dieser Transformation werden insbesondere 
kleine und mittlere Zuliefererunternehmen vor 
große Probleme gestellt, die größtenteils auf Kom-
ponenten für den Verbrenner, etwa Motorenteile 
oder Turbolader, spezialisiert sind. Wenn wir die 
Klimaziele erreichen wollen, wird deren Geschäft 
mit Komponenten für den Verbrennungsmotor in 
diesem Jahrzehnt stark zurückgehen. Um größere 
Jobverluste zu vermeiden, ist es deswegen entschei-
dend, diese Unternehmen bei der Transformation 
zu unterstützen. Die Umschulung und Qualifizie-
rung der betroffenen Beschäftigten ist dabei eine 
wichtige Maßnahme.

Mit dem Zukunftsfonds Automobilindustrie, der 
mit 1 Mrd. € ausgestattet ist, haben wir bei der Kon-
zertierten Aktion Mobilität „Autogipfel“ im vergan-
genen Herbst einen Prozess aufgesetzt, der neben 
einer gezielten Förderung von Digitalisierungs-
vorhaben und Wertschöpfungsketten nicht zu-
letzt die Anliegen der (kleinen) Zulieferer, deren 

12
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Im Interview: Dr. Steffen Meyer, Unterabteilungsleiter Einzelne Wirtschafts bereiche/Sozialstaat

Beschäftigte und die betroffenen Regionen stär-
ker in den Mittelpunkt rückt. Diese Regionen sind 
seit Generationen vom Autobau geprägt. Das Ziel 
des Zukunftsfonds Automobilindustrie ist es in 
diesem Zusammenhang, dass sich Unternehmen, 
Beschäftigte, Gewerkschaften, Wissenschaft und 
die regional Verantwortlichen an einen Tisch set-
zen und zusammen überlegen, mit welchen Strate-
gien die Transformation am besten gelingen kann. 
Dadurch werden zukunftsorientierte Ansätze da-
für entstehen, wie der Wandel in der Automobilin-
dustrie durch eine vorausschauende Strukturpoli-
tik flankiert werden kann. Der Förderaufruf wurde 
Ende Juni 2021 veröffentlicht. Das Interesse ist wie 
erhofft groß und es sind bereits vielversprechende 
Projektskizzen eingereicht worden.

Um den Klimawandel zu be­
wältigen, sollten Länder auf 
der ganzen Welt an einem 
Strang ziehen. Dafür hat sich 
das Bundeskabinett mit dem 
Vorschlag für einen internatio­
nalen Klimaclub befasst. Was 
sind die Ziele dieser Initiative 
und wie soll diese Idee mit 
den internationalen Partnern 
Deutschlands vorangebracht 
werden?

Das BMF hat in Zusammenarbeit mit anderen be-
teiligten Ressorts ein Konzept für einen interna-
tionalen Klimaclub entwickelt, das am 25.  Au-
gust 2021 im Kabinett besprochen worden ist. Ziel 
ist es, die internationale Kooperation zu intensivie-
ren und zu verbessern, um den menschengemach-
ten Klimawandel aufzuhalten und die notwendige 
Dekarbonisierung vor allem in der Industrie un-
ter Wahrung von wettbewerbs- und handelspoliti-
schen Gesichtspunkten voranzutreiben.

Wir stehen derzeit zum Klimaclub mit ei-
nem fachlich wirklich herausragenden und 

ressortübergreifend arbeitenden Team im engen 
Austausch mit wichtigen Partnern aus Wissen-
schaft, Politik und Wirtschaft, aber auch mit in-
ternationalen Gremien wie der G7/G20, der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und dem Internationalen Währungs-
fonds. Wir streben dabei eine enge Kooperation mit 
interessierten Ländern und Institutionen an, um 
den Klimaclub erfolgreich in der Staatengemein-
schaft zu integrieren und gemeinsam unsere ge-
setzten Ziele zu erreichen. Angedacht ist es auch, 
den Klimaclub im Rahmen eines Side-Events bei 
der UN-Klimakonferenz 2021 (UNFCCC COP 26) in 
Glasgow vorzustellen. Bei der kommenden deut-
schen G7-Präsidentschaft nächstes Jahr soll der Kli-
maclub entsprechend der bisherigen Planung als 
Schwerpunktthema u.  a. auch für das Treffen der 
G7-Finanzministerinnen und -Finanzminister eine 
Rolle einnehmen.

Beruflich setzen Sie sich täg­
lich damit auseinander, klima­
freundliche Politik zu ermög­
lichen. Was können denn die 
einzelnen Bürgerinnen und 
Bürger ohne viel Aufwand für 
mehr Klima schutz tun und was 
setzen Sie persönlich um?

Aus meiner Sicht ist es essenziell, dass Klimaschutz 
als gemeinsame Zukunftsaufgabe gesellschaftlich 
akzeptiert wird. In den vergangenen ein oder zwei 
Jahren ist hierzu eine enorme Dynamik entstan-
den. Dies spiegelt sich derzeit auch in vielen Um-
fragen wider, bei denen Klimaschutz von Bürge-
rinnen und Bürgern sehr oft sogar als wichtigstes 
Politikfeld genannt wird. Diese Dynamik kann jetzt 
erfolgreich dazu beitragen, dass insbesondere auch 
lang bestehende Hemmnisse und Hürden auf dem 
Weg zur Klimaneutralität beseitigt werden. Dabei 
sind neben der Politik und der Regierung gerade 
auch Wirtschaft und Zivilgesellschaft gefragt, ak-
tiv mit Maßnahmen zum Klimaschutz beizutragen. 
Gelänge es z. B., dass Bürgerinnen und Bürger vor 

13
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Ort häufiger im besten gesamtgesellschaftlichen 
Verständnis der Bedeutung des Klimaschutzes die 
Genehmigung eines Windrads, eines Bahnglei-
ses oder eine Stromtrasse rascher unterstützten, so 
könnte ein erheblicher zusätzlicher Schwung auf 
dem Weg zu Klimaneutralität entstehen.

Und natürlich können die einzelnen Bürgerinnen 
und Bürger ganz persönlich vieles bewirken; in der 
Summe können so auch kleinere Maßnahmen er-
hebliche Treibhausgasminderungen mit sich brin-
gen. Die Beispiele sind bekannt, sei es, statt mit dem 
Auto auch bestimmte Strecken per Fahrrad oder 
mit dem öffentlichen Personennahverkehr zu-
rücklegen, die Bahn statt das Flugzeug zu nehmen, 

weniger weit gereiste Lebensmittel zu kaufen, 
Elektrogeräte nicht auf Standby zu belassen, son-
dern richtig auszuschalten, und Dokumente elek-
tronisch zu lesen, statt sie auszudrucken. Die Liste 
könnte man noch lange fortführen. Die Politik 
kann hier umwelt- und klimabewusstes Verhalten 
der Bürgerinnen und Bürger durch eine sachge-
rechte Aufklärung, Beratung und Informationswei-
tergabe unterstützen. Und dann kommt es darauf 
an, dass die Bürgerinnen und Bürger diese Impulse 
in ihr Leben integrieren und umsetzen. Wenn man 
sich dabei vergegenwärtigt, dass man gerade einen 
kleinen Beitrag für eine lebenswertere Umwelt leis-
tet, dann kann das auch richtig Spaß machen.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Steffen Meyer, Unterabteilungsleiter für Grundsatzfragen einzelner Wirtschaftsbereiche/Sozialstaat 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Einleitung

Das Bundeskabinett hat am 18.  August  2021 den 
28.  Subventionsbericht der Bundesregierung ver-
abschiedet. Gemäß § 12 des Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetzes (StabG) legt die Bundesregierung dem 
Bundestag und dem Bundesrat alle zwei Jahre – in 
zeitlichem Zusammenhang mit der Vorlage des Re-
gierungsentwurfs des Bundeshaushalts  – den Be-
richt über die Finanzhilfen des Bundeshaushalts 
und die Steuervergünstigungen vor. Der aktuelle 
Berichtszeitraum umfasst die Jahre 2019 bis 2022.

Der Subventionsbegriff des Bundes konzentriert 
sich auf Leistungen für private Unternehmen und 
Wirtschaftszweige. § 12 StabG nennt als Finanzhil-
fen insbesondere Bundesmittel für Anpassungs-, 
Erhaltungs- und Produktivitätshilfen an Betriebe 
und Wirtschaftszweige. Soweit Hilfen diesen Kate-
gorien nicht zugeordnet werden können, werden 
sie als sonstige Leistungen erfasst. Als mittelbar 
wirkende Subventionen werden Hilfen berück-
sichtigt, die bestimmte Güter und Leistungen für 
private Haushalte verbilligen, aber mittelbar dem 
Wirtschaftsgeschehen zugerechnet werden kön-
nen. Dies gilt etwa für die Hilfen im Wohnungsbau.

Eine ähnliche Abgrenzung und Gliederung gilt für 
Steuervergünstigungen. Dabei wird eine steuerli-
che Sonderregelung dann als Subvention und somit 
als Steuervergünstigung im Sinne des Subventions-
berichts eingestuft, wenn es sich um Begünstigun-
gen einzelner Sektoren oder Teilbereiche der Wirt-
schaft handelt. Auch Sonderregelungen, die die 
Wirtschaft insgesamt gegenüber der Allgemeinheit 
begünstigen, sind Steuervergünstigungen.

Subventionsentwicklung 
des Bundes im Berichts­
zeitraum (2019 bis 2022)

Das Subventionsvolumen steigt im Berichtszeit-
raum von 24,6 Mrd. € im Jahr 2019 auf 47,2 Mrd. € 
im Jahr 2022. Diese Erhöhung um 22,6 Mrd. € be-
ruht vor allem auf einem Aufwuchs bei den Finanz-
hilfen des Bundes.

Der Anstieg der Finanzhilfen von verausgab-
ten 8,3  Mrd. € im Jahr  2019 auf veranschlagte 
27,7  Mrd. € im Jahr  2022 beträgt 19,4  Mrd. €. Ins-
gesamt wurden 42  Finanzhilfen neu eingeführt. 
Die im Klimaschutzprogramm  2030 erfolgte Aus-
weitung des Energie- und Klimafonds und die im 

28. Subventionsbericht der Bundesregierung

 ● Das Volumen der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes steigt im Berichtszeit-
raum von 24,6 Mrd. € im Jahr 2019 auf 47,2 Mrd. € im Jahr 2022.

 ● Die Subventionspolitik der Bundesregierung wird zunehmend durch die Klima- und Umwelt-
politik geprägt, insbesondere im Bereich der direkten Förderung durch Finanzhilfen des Bundes. 
Im Jahr 2021 weisen 67 der 128 Finanzhilfen mit einem veranschlagten Finanzvolumen von 
insgesamt 16,2 Mrd. € einen positiven Bezug zu den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
verankerten Umwelt- und Klimaschutzzielen auf. Sie tragen zwei Drittel zum Gesamtvolumen 
der Finanzhilfen bei.

 ● Neben dem Klimaschutz liegen weitere aktuelle Förderschwerpunkte in den Bereichen Woh-
nungsbau, Digitalisierung und Mobilität.
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Konjunkturprogramm zur Bewältigung der Co-
rona-Pandemie im Jahr  2020 beschlossenen Zu-
kunftsinvestitionen tragen zum Anstieg der Fi-
nanzhilfen bei. Mit aufeinander abgestimmten 
Instrumenten und Maßnahmen sollen für Unter-
nehmen und Privathaushalte die Anreizwirkungen 
für klimafreundliches Verhalten verstärkt werden. 
Die vorgesehene Flankierung durch klare Regeln 
folgt dem Gedanken, dass Förderung grundsätzlich 
befristet gewährt werden sollte.

Bei der Entwicklung des Subventionsvolumens ist 
zu berücksichtigen, dass über Finanzhilfen für ab-
geschlossene Haushaltsjahre auf Basis von tat-
sächlichen Ausgaben (Ist-Zahlen) und für lau-
fende und geplante Haushaltsjahre auf Basis der 
Haushaltsvor anschläge (Soll-Zahlen) berichtet 
wird. Die veranschlagten Haushaltsmittel sind in 
den vergangenen Jahren in großen Teilen nur un-
vollständig abgerufen worden. Der Anstieg der Fi-
nanzhilfen im Berichtszeitraum wird aufgrund der 
Diskrepanz zwischen Soll und Ist überzeichnet.

Im aktuellen Subventionsbericht wurden dann 
neue Finanzhilfen einbezogen, wenn für sie im Re-
gierungsentwurf zum Bundeshaushalt  2022 Mit-
tel veranschlagt sind. Neue Steuervergünstigungen 

werden erst aufgeführt, wenn die Gesetzgebung 
abgeschlossen ist. Entsprechend dem gesetzlichen 
Auftrag des Subventionsberichts, dem Bundestag 
und Bundesrat Informationen für die Haushalts-
aufstellung bereitzustellen, werden temporär an-
gelegte Unternehmenshilfen zur Überwindung 
der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pande-
mie nicht berücksichtigt. Die vom Bundeskabinett 
am 21. Juli 2021 beschlossenen Sofortmaßnahmen 
für die vom Hochwasser betroffenen Regionen 
werden ebenso als temporäre Maßnahmen nicht 
aufgeführt.

Die Mindereinnahmen der auf den Bund ent-
fallenden Steuervergünstigungen erhöhen sich 
von 16,3  Mrd. € im Jahr  2019 auf 19,6  Mrd. € im 
Jahr 2022. Hier wirken sich im Jahr 2022 insbeson-
dere der durch das Dritte Corona-Steuerhilfegesetz 
bis Ende  2022 geltende ermäßigte Umsatzsteuer-
satz auf Restaurant- und Verpflegungsdienstleis-
tungen mit 1,6  Mrd. € und die steuerliche För-
derung der Forschung und Entwicklung durch 
Einführung einer Forschungszulage mit 1,0 Mrd. € 
aus, zudem die stärkere Inanspruchnahme der 
steuerlichen Begünstigung von Elektro- und ex-
tern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen bei der 
Dienstwagenbesteuerung.

Entwicklung der auf den Bund entfallenden Finanzhilfen
in den Jahren 2019 bis 2022
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Subventionen des 
Bundes in einzelnen Bereichen

Unverändert ist die gewerbliche Wirtschaft der be-
deutendste Subventionsempfänger. Die Subven-
tionen steigen in diesem Bereich von 12  Mrd. € 
im Jahr  2019 auf voraussichtlich 21,9  Mrd. € im 
Jahr  2022. Maßgeblich hierfür ist der erhebliche 
Anstieg der Finanzhilfen im Bereich der rationellen 
Energieverwendung und der erneuerbaren Ener-
gien. Im Jahr 2022 wird der Anteil der Subventio-
nen des Bundes für die gewerbliche Wirtschaft vo-
raussichtlich bei 46,4 Prozent liegen.

Das Ausmaß der Subventionen im Verkehrsbereich 
steigt im Berichtszeitraum von knapp 3  Mrd. € 
im Jahr  2019 auf voraussichtlich 6,9  Mrd. € im 
Jahr 2022. Für das gestiegene Volumen sorgen vor 
allem zahlreiche neue Finanzhilfen wie die Zu-
schüsse für klimaschonende Nutzfahrzeuge und 
Busse oder Ladeinfrastruktur.

Das Subventionsvolumen für das Wohnungs-
wesen steigt im Berichtszeitraum von 2,8  Mrd. € 
im Jahr  2019 auf voraussichtlich 8,3  Mrd. € im 
Jahr  2022. Maßgeblich hierfür ist eine erhebliche 
Aufstockung der Förderung von Maßnahmen der 
Energieeffizienz und erneuerbarer Energien im Ge-
bäudebereich, der Zuschüsse für das „Baukinder-
geld“ und der Bundesmittel für den sozialen Woh-
nungsbau. Das Wohnungswesen ist mit einem 
Anteil von rund 17,6 Prozent am Gesamtvolumen 
der zweitgrößte Subventionsbereich.

Im Bereich Ernährung und Landwirtschaft steigt 
der Umfang der Subventionen von 1,9  Mrd. € 
im Jahr  2019 auf voraussichtlich 2,7  Mrd. € im 
Jahr 2022. Der Anstieg beruht im Wesentlichen auf 
einer Aufstockung der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ und des Waldklimafonds.

Entwicklung der auf den Bund entfallenden Steuervergünstigungen
in den Jahren 2019 bis 2022, Schätzungen
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Das Volumen der Subventionen im Bereich Sparför-
derung und Vermögensbildung wird im Jahr 2022 
voraussichtlich bei knapp 0,7 Mrd. € liegen.

Die Wirkungen der übrigen Steuervergünstigun-
gen steigen im Berichtszeitraum von 4,4  Mrd. € 
auf 6,7  Mrd. €. Den größten Beitrag zum Anstieg 

in diesem Bereich leisten der bis Ende 2022 ermä-
ßigte Umsatzsteuersatz auf Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen (Ausnahme Getränke) 
und für kulturelle und unterhaltende Leistungen 
sowie die Steuerbefreiung der gesetzlichen oder ta-
riflichen Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit.

Entwicklung der auf den Bund entfallenden Finanzhilfen und Steuervergünstigungen
nach Wirtschaftszweigen in den Jahren 2019 bis 2022
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Relative Entwicklung der 
Subventionen

Das Subventionsvolumen in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt  (BIP) hat im Jahr  2020 0,8  Pro-
zent betragen und steigt in den Planjahren  2021 
und  2022 voraussichtlich auf 1,2  Prozent bezie-
hungsweise 1,3 Prozent. Es wird damit das höchste 
Niveau seit dem Jahr 2009 erreicht (s. a. Abbildung 4).

Während die veranschlagten Finanzhilfen seit dem 
Jahr 2016 stark stiegen, setzte der Anstieg der ver-
ausgabten Finanzhilfen erst verzögert ein. Im Be-
richtszeitraum  2019 bis  2022 liegt der Anteil der 
Finanzhilfen an den Bundesausgaben in den Jah-
ren 2019 und 2020 bei 2,4 Prozent beziehungsweise 

2,6  Prozent. Hier ist zu beachten, dass bedingt 
durch die Corona-Pandemie das nominale BIP im 
Jahr 2020 um 3,3 Prozent gefallen ist. Für die Plan-
jahre  2021 und  2022 sind demgegenüber 4,3  Pro-
zent beziehungsweise 5,9  Prozent der geplanten 
Ausgaben als Finanzhilfen veranschlagt.

Das Ausmaß der Steuervergünstigungen sank im 
Jahr 2020 absolut um rund 1 Mrd. € gegenüber dem 
Jahr  2019. Im Verhältnis zu den noch stärker sin-
kenden Steuereinnahmen des Bundes stieg es den-
noch im Jahr  2020 auf 5,4  Prozent der Steuerein-
nahmen an. Für die Jahre  2021 und  2022 werden 
Steuermindereinnahmen in Höhe von 6,3 Prozent 
beziehungsweise 6,2 Prozent der Steuereinnahmen 
erwartet.

Subventionsquoten

in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Rechtfertigung von Subventio­
nen und Subventionsabbau

Viele der neuen Finanzhilfen dienen dazu, einen 
Beitrag zur Erreichung der klimapolitischen Ziele 
der Bundesregierung zu leisten. Subventionen wer-
den darüber hinaus genutzt, um Innovationen und 
Investitionen zu fördern, regionale Disparitäten 
abzubauen, negative Auswirkungen von Marktbe-
reinigungsprozessen abzumildern oder lenkend in 
den Strukturwandel einzugreifen.

Subventionen bedürfen dennoch stets einer be-
sonderen Rechtfertigung und einer regelmäßigen 
Erfolgskontrolle. Dabei sind die wachstums-, ver-
teilungs-, wettbewerbs- und umweltpolitischen 
Wirkungen der Fördermaßnahmen zu berück-
sichtigen, was externe Effekte und mögliche Folge-
kosten einschließt. Eine dauerhafte Begünstigung 
einzelner Marktteilnehmer zu Lasten der Allge-
meinheit hat in der Regel schädliche Folgen: Die 
Subventionierung kann durch die Veränderung der 
relativen Preise zu gesamtwirtschaftlichen Verzer-
rungen führen und dadurch Fehlallokationen von 
Ressourcen verursachen. Subventionierte Unter-
nehmen könnten andere, wettbewerbsfähige Un-
ternehmen verdrängen. Auch droht die Gefahr ei-
ner sich verfestigenden Subventionsmentalität mit 
der Konsequenz, dass notwendige unternehmeri-
sche Anpassungen unterbleiben beziehungsweise 
Leistungsbereitschaft und Eigeninitiative zurück-
gehen. Mögliche Folgen sind ein verzögerter Struk-
turwandel, ein Verlust an Wettbewerbsfähigkeit 
und eine nachhaltige Beeinträchtigung von wirt-
schaftlichem Wachstum und Beschäftigung.

Subventionspolitische 
Leitlinien

Vor diesem Hintergrund folgt die Bundesregie-
rung bei ihrer Subventionspolitik Leitlinien, die 
der Erhöhung der Transparenz, des Rechtferti-
gungsdrucks und der Steuerungsmöglichkeiten im 
Subventionswesen dienen. Sie sind als Selbstbin-
dung der Bundesregierung für die von ihr zu ver-
antwortenden Maßnahmen zu verstehen, und die 

Umsetzung der Leitlinien der Subventionspolitik 
ist bei jeder Neueinführung oder Änderung von 
Subventionen zu berücksichtigen.

Bestandteil der Leitlinien sind u  a. die befristete 
und degressive Gestaltung der Subventionen, der 
Vorrang der Finanzhilfen vor den Steuervergünsti-
gungen sowie die Umsetzung der Nachhaltigkeits-
prüfung und die grundsätzliche Verpflichtung zur 
Evaluierung der Subventionen. Der Subventions-
bericht dokumentiert den Stand der Umsetzung. 
Entsprechend den Leitlinien sind die im Berichts-
zeitraum neu eingeführten Subventionen weitge-
hend als befristete Finanzhilfen gewährt worden.

Die Umsetzung der Leitlinien der Subventi­
onspolitik 
ist im 28. Subventionsbericht im Kapitel 6 
sowie für die einzelnen Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen in den Subventi­
onskennblättern der Anlagen 7 und 8 dar­
gestellt. Der Gesamtbericht kann unter 
www.bundesfinanzministerium.de1 eingese­
hen werden.

Nachhaltigkeit der Subventionen

Die subventionspolitischen Leitlinien sehen für 
alle Subventionen eine Nachhaltigkeitsprüfung 
vor. Im Mittelpunkt der Nachhaltigkeitsprüfung 
steht die Abwägung der Auswirkungen der Maß-
nahmen aus ökologischer, ökonomischer und so-
zialer Perspektive, die insbesondere Zielkonflikte 
in den Blick nimmt. Nachhaltigkeit als politisches 
Leitprinzip der Bundesregierung zielt auf die Er-
reichung von Generationengerechtigkeit, so-
zialen Zusammenhalt, Lebensqualität und die 
Wahrnehmung internationaler Verantwortung. 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, der Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen und soziale Ver-
antwortung sind so zusammenzuführen, dass Ent-
wicklungen dauerhaft tragfähig sind. Grundlage 

1 Abrufbar unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210911
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der Nachhaltigkeitsprüfung ist die „Deutsche Nach-
haltigkeitsstrategie – Weiterentwicklung 2021“. Sie 
orientiert sich an der global ausgerichteten VN-
Agenda  2030 und deren Zielen für nachhaltige 
Entwicklung, den sogenannten Sustainable De-
velopment Goals  (SDGs). Mit sechs Leitprinzipien 
operationalisiert sie Anforderungen an eine nach-
haltige Politik.

Subventionen führen tendenziell zu einem erhöh-
ten Verbrauch an finanziellen, materiellen und/
oder natürlichen Ressourcen und können insoweit 
Zielkonflikte mit anderen in der Nachhaltigkeits-
strategie verankerten Zielsetzungen, wie z. B. Res-
sourcenschonung, Klimaschutz und Begrenzung 
der Staatsverschuldung verursachen. Auch diese 
nachteiligen Wirkungen begründen den Rechtfer-
tigungszwang, dem Subventionen unterliegen.

Die überwiegende Anzahl der Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen weist einen direkten oder 

mittelbaren Bezug zu den Indikatorenbereichen 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) auf.

Viele Finanzhilfen leisten einen Beitrag zu mehre-
ren Zielen. Der überwiegende Teil leistet vor allem 
einen Beitrag zu den Nachhaltigkeitszielen im Zu-
sammenhang mit dem 4.  Prinzip „Stärkung einer 
nachhaltigen Wirtschaft“ und dem 3. Prinz „Erhalt 
der natürlichen Lebensgrundlagen“.

Die Mehrheit der Steuervergünstigungen konzen-
triert sich auf die „Stärkung nachhaltiger Wirt-
schaft“ und unterstützt vor allem das Erreichen 
des SDG  8 „Wachstum, Vollbeschäftigung und Ar-
beit für alle“. Stärker als die Finanzhilfen dient 
sie auch dem Nachhaltigkeitsziel Nr.  5 „Sozialer 
Zusammenhalt“.

Zuordnung der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen zu den Prinzipen einer nachhaltigen 
Entwicklung

Tabelle 1

22

Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung der DNS Finanzhilfen Anteil in %
Steuer­

vergünstigungen Anteil in %

1. Konsequente Anwendung Leitprinzipien 1 0,8 1 0,9

2. Übernahme globaler Verantwortung 8 6,3 0 0,0

3. Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen 67 52,3 13 12,3

4. Stärkung nachhaltiger Wirtschaft 78 60,9 92 86,8

5. Sozialer Zusammenhalt 17 13,3 37 34,9

6. Bildung, Wissenschaft, Innovation 20 15,6 1 0,9

Gesamtzahl 128 106

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Schwerpunktzuordnung bei den Leitprinzi-
pien kann auch am Finanzvolumen nachvollzo-
gen werden. Beim Vergleich der Jahre ist zu beach-
ten, dass für die Jahre 2019 und 2020 Ist-Ausgaben 
und für die Jahre 2021 und 2022 veranschlagte Soll-
Werte angegeben sind. Dies überzeichnet den An-
stieg der Finanzhilfen. Maßnahmen zum Erhalt na-
türlicher Lebensgrundlagen haben beim Volumen 
der Finanzhilfen am stärksten zugelegt, aber auch 
bei der Stärkung einer nachhaltigen Wirtschaft ist 
ein Zuwachs ersichtlich (s. a. Abbildung 5). Bei den 
Steuervergünstigungen, deren Ausmaße viel ge-
ringer zugenommen haben, ist die Differenzie-
rung schwächer ausgeprägt (s. a. Abbildung 6). Auch 

wenn hier ein kleiner Anstieg in der Vielfalt der er-
füllten Nachhaltigkeitsziele zu verzeichnen ist, die-
nen die Steuervergünstigungen  – auch gemessen 
am Volumen der Mindereinnahmen – zumeist der 
Stärkung einer nachhaltigen Wirtschaft oder dem 
sozialen Zusammenhalt.

Zur Differenzierung beigetragen haben die 42 neu 
eingeführten Finanzhilfen. Insgesamt zielen 30 die-
ser Maßnahmen vor allem auf ökologische Wir-
kungen wie die Förderung des Klimaschutzes, der 
Ressourcenschonung oder des Ausbaus erneuerba-
rer Energien. Zu nennen sind hier z. B. der Beitrag 
zum Erhalt und zur nachhaltigen Bewirtschaftung 

DNS-Zielerfüllung Finanzhilfen, Finanzvolumen
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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der Wälder, das Zukunftsinvestitionsprogramm für 
Fahrzeughersteller und die Zuliefererindustrie, die 
Zuschüsse für klimaschonende Nutzfahrzeuge und 
Busse sowie die serielle Sanierung im Wohnungs-
wesen. 25  der neuen Finanzhilfen, wie etwa die 
Unterstützung des Mobilfunknetzausbaus, dienen 
vorrangig oder zusätzlich der wirtschaftlichen Zu-
kunftsvorsorge und Leistungsfähigkeit sowie Inno-
vation und Beschäftigung.

Fazit

Die Subventionspolitik ist Teil der zukunftsori-
entierten Finanzpolitik der Bundesregierung. Sie 
wird zunehmend durch die Klima- und Umwelt-
politik geprägt, insbesondere im Bereich der direk-
ten Förderung durch Finanzhilfen des Bundes. Im 
Jahr  2021 weisen 67  der 128  Finanzhilfen mit ei-
nem veranschlagten Finanzvolumen von insge-
samt 16,2 Mrd. € einen positiven Bezug zu den in 
der DNS verankerten Umwelt- und Klimaschutz-
zielen auf. Ihr Anteil am Gesamtvolumen der Fi-
nanzhilfen beträgt im Jahr 2021 66,7 Prozent.

Neben dem Klimaschutz liegen weitere aktuelle 
Förderschwerpunkte in den Bereichen Wohnungs-
bau, Digitalisierung und Mobilität. Durch inhaltli-
che Schwerpunktsetzung in prioritären Bereichen 
werden mit subventionspolitischen Maßnah-
men Impulse gegeben, um die Zukunfts- und In-
novationsfähigkeit der Wirtschaft zu stärken, die 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
zukunftsorientiert zu bewältigen, Klima- und Um-
weltschutz voranzubringen und sozialen Ausgleich 
zu fördern.

Die subventionspolitischen Leitlinien bilden die 
Leitplanken der Subventionspolitik der Bundesre-
gierung. Sie erhöhen Transparenz und Rechtferti-
gungsdruck und schärfen das Steuerungspotenzial 
von Subventionen, damit diese möglichst zielsi-
cher, effizient und zur Unterstützung einer nach-
haltigen Entwicklung wirken. Dementsprechend 
werden die meisten im Berichtszeitraum neu ein-
geführten Subventionen befristet gewährt.

DNS-Zielerfüllung Steuervergünstigungen (Bund), Mindereinnahmen
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Zur Finanzsituation der 
Kommunen

In den Jahren  2012 bis  2020 konnten die Kom-
munen in Deutschland durchgehend deutliche 
Finanzierungsüberschüsse erwirtschaften (vgl. 
Abbildung  1). Kumuliert beliefen sich die Finan-
zierungsüberschüsse der Kommunen in diesem 
Zeitraum bundesweit auf rund 38,6 Mrd. €. Zudem 
waren im Zeitraum seit dem Jahr 2016 auch die ku-
mulierten kommunalen Finanzierungssalden in je-
dem Land positiv.

Entwicklung bis zum Ausbruch der 
COVID­19­Pandemie

Angetrieben durch die gute konjunkturelle Ent-
wicklung waren es in den Jahren bis 2019 vor allem 
die stetig wachsenden Steuereinnahmen, die zu der 
finanziellen Prosperität der Kommunen beitru-
gen. So stiegen die Gewerbesteuereinnahmen, die 
wichtigste gemeindliche Steuerquelle, im Jahr 2019 
im Vergleich zum Jahr 2012 um rund 10,3 Mrd. €; 
dies entsprach einer durchschnittlichen jährli-
chen Wachstumsrate von rund 4,0  Prozent. Auch 
bei den anderen bedeutenden gemeindlichen Steu-
erquellen konnten die Gemeinden im Jahr  2019 
im Vergleich zum Jahr  2012 Zuwächse verzeich-
nen, so bei den Grundsteuern (durchschnittli-
ches jährliches Wachstum von rund 2,8  Prozent), 

Bundespolitik und Kommunalfinanzen

 ● Die Finanzsituation der Kommunen entwickelte sich bis zum Ausbruch der COVID-19-Pande-
mie insgesamt sehr positiv. Der kommunale Finanzierungssaldo belief sich in den Jahren 2012 
bis 2019 bundesweit kumuliert auf rund +35,9 Mrd. €. Auch im Jahr 2020 verzeichneten die Kom-
munen trotz der fiskalischen Herausforderungen durch die COVID-19-Pandemie bundesweit 
erneut einen Finanzierungsüberschuss in Höhe von rund 2,7 Mrd. €.

 ● Der Bund hat zu dieser positiven Finanzlage durch eine Vielzahl von Maßnahmen zur finanzi-
ellen Unterstützung der Kommunen maßgeblich beigetragen. Dies gilt für die Zeit der Pande-
mie, in der die vielfältigen Bundeshilfen – u. a. im Rahmen des Kommunalen Solidarpakts – die 
kommunale Finanzlage stabilisiert haben. Doch auch vor Ausbruch der Pandemie hatte der Bund 
die Kommunen in dieser Legislaturperiode massiv finanziell unterstützt, beispielsweise durch 
zusätzliche Übernahme von Sozialausgaben oder eine Ausweitung der Investitionsförderung.

 ● Die wirtschaftlichen Folgewirkungen der COVID-19-Pandemie stellen die Kommunen trotz der 
einsetzenden wirtschaftlichen Erholung weiterhin vor fiskalische Herausforderungen. Der Bund 
unterstützt die Kommunen dabei, diese Herausforderungen gut und nachhaltig zu bewältigen, 
u. a. durch die dauerhaft erhöhte Beteiligung an den Sozialausgaben oder die auf das Jahr 2021 
ausgeweiteten Hilfen im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs. Davon unbenommen 
liegt die Verantwortung für eine aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen und so 
auch für eine weitergehende finanzielle Unterstützung in Zeiten der Pandemie jedoch bei den 
Ländern.
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dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
(durchschnittliches jährliches Wachstum von rund 
5,8 Prozent) sowie dem Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer (durchschnittliches jährliches Wachs-
tum von rund 11,4 Prozent).

Der kräftige Zuwachs beim Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer ist zusätzlich zu der konjunkturel-
len Komponente in einem beträchtlichen Umfang 
auf finanzielle Unterstützungsleistungen der Ge-
meinden durch den Bund zurückzuführen. So wer-
den die Gemeinden zur allgemeinen Stärkung ih-
rer Finanzsituation seit dem Jahr  2018 vom Bund 
dauerhaft mit jährlich 5 Mrd. € unterstützt. Ein we-
sentlicher Teil dieses Transfers erfolgt über einen 
erhöhten Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer.

Entwicklung nach Ausbruch der 
COVID­19­Pandemie

Die Kommunen wurden und werden durch die wirt-
schaftlichen Folgewirkungen der COVID-19-Pan-
demie vor allem auf der Einnahmeseite getrof-
fen. So lagen allein im Jahr 2020 die gemeindlichen 
Steuereinnahmen rund 10,3  Mrd. € unterhalb der 

Ergebnisse der Steuerschätzung vom Novem-
ber 2019. Dabei ließ sich ein Großteil der derart er-
mittelten Mindereinnahmen auf die Entwicklung 
der gemeindlichen Gewerbesteuereinnahmen zu-
rückführen, die im Jahr 2020 rund 8,4 Mrd. € unter-
halb der im November  2019 prognostizierten Ge-
werbesteuereinnahmen lagen.

Auf der Ausgabenseite sind die Kommunen durch 
die Pandemie insgesamt weit weniger betrof-
fen. So lagen etwa die kommunalen Sozialausga-
ben (brutto) im Jahr  2020 rund 2,1  Prozent über 
den Ausgaben des Jahres  2019 und somit im Kor-
ridor der Wachstumsraten der vergangenen Jahre. 
Auch die kommunalen Gesamtausgaben stiegen im 
Jahr  2020 um rund 5,4  Prozent an, und damit ge-
ringer als noch im Jahr 2019. Unbenommen davon 
konnte es bei einzelnen Kommunen durch beson-
dere Finanzierungsbedarfe – beispielsweise im Ge-
sundheitsbereich – zu signifikanten Mehrbelastun-
gen auch auf der Ausgabenseite kommen.

Dass die Kommunen das Jahr 2020 trotz der pan-
demiebedingten Mehrbelastungen erneut mit ei-
nem Finanzierungsüberschuss in Höhe von bun-
desweit rund 2,7 Mrd. € abschließen konnten, war 

Finanzierungssalden der Kommunen
in Mrd. €

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2012 bis 2019 Rechnungsergebnisse der kommunalen Haushalte, 2020 Kassenstatistik
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auf die Unterstützungsleistungen des Bundes und 
der jeweiligen Länder zurückzuführen. So stiegen 
die Zuweisungen der Länder an die Kommunen 
im Jahr  2020 im Vergleich zum Vorjahr um rund 
20,4  Mrd. € beziehungsweise 19,7  Prozent. Dabei 
umfassten die Zuweisungen der Länder auch ei-
nen Großteil der Bundesmittel für die Kommu-
nen, da diese in aller Regel über die Länder an die 
Kommunen geleitet wurden, beispielsweise im Be-
reich der Finanzhilfen, bei der Bundesbeteiligung 
an kommunalen Sozialausgaben oder im Zuge der 
pauschalen Gewerbesteuerkompensation  2020. 
Insgesamt führten diese zusätzlichen Unterstüt-
zungsleistungen dazu, dass die Kommunen ihre 
Einnahmen im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjahr 
sogar um rund 4,8 Prozent steigern konnten.

Trotz der einsetzenden wirtschaftlichen Erholung 
werden die Kommunen durch die wirtschaft-
lichen Folgewirkungen der Pandemie auch im 
Jahr  2021 und darüber hinaus weiterhin vor fis-
kalische Herausforderungen gestellt. So erwar-
tet die Steuerschätzung aus dem Mai  2021 zwar 
für das Jahr  2021 ein Wachstum der gemeindli-
chen Steuereinnahmen um rund 4,7  Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr, dennoch wird erst für das 
Jahr  2022 damit gerechnet, dass die gemeindli-
chen Steuereinnahmen das Vorkrisenniveau aus 
dem Jahr 2019 erreichen.

Hier sind nun die verfassungsrechtlich für eine auf-
gabengerechte Finanzausstattung ihrer Kommu-
nen zuständigen Länder gefordert. Diese besitzen 
im Gegensatz zum Bund die Möglichkeiten – bei-
spielsweise über ihre jeweiligen kommunalen Fi-
nanzausgleichssysteme – die Kommunen zielgenau 
zu unterstützen. Zudem hat der Bund im bisherigen 
Pandemieverlauf einen Großteil der fiskalischen 
Mehrbelastungen der Pandemie getragen, u. a. für 
die vielfältigen Unternehmenshilfen, die Impf-
stoffbeschaffung oder die weiteren konjunktursta-
bilisierenden Maßnahmen wie die Gewährung von 
Kinderboni oder die temporäre Umsatzsteuersatz-
senkung. Insofern stellen weitere Unterstützungs-
maßnahmen für die Kommunen einen in ihre 

Zuständigkeit fallenden Beitrag der Länder zur fis-
kalischen Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
dar und wurden in vielen Ländern auch bereits 
umgesetzt.

Daneben wirken auch viele der als Reaktion auf 
die Pandemie beschlossenen Bundeshilfen im 
Jahr 2021 und darüber hinaus fort, etwa die Entlas-
tungen bei den Kosten für Unterkunft und Heizung 
(KdU) im Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II). Zudem 
hat der Bund im weiteren Pandemieverlauf ange-
sichts fortbestehender Herausforderungen  – bei-
spielsweise im Bereich der Finanzierung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs oder hinsichtlich 
der erweiterten Finanzierungsmöglichkeiten kom-
munaler Unternehmen  – seine Hilfen angepasst 
und verlängert.

Auswirkungen der Finanzlage auf 
Investitionen und Verschuldung

Die mehrjährig positive Entwicklung der Kommu-
nalfinanzen findet auch Ausdruck in der Entwick-
lung der jährlichen kommunalen Sachinvestiti-
onsausgaben (vgl. Abbildung  2). Dabei konnte vor 
allem in den vergangenen Jahren – bei Wachstums-
raten von 12,7 Prozent im Jahr 2018, 15,0 Prozent 
im Jahr 2019 sowie 10,2 Prozent im Jahr 2020 – eine 
nochmalige Dynamisierung der kommunalen In-
vestitionstätigkeit erreicht werden, die auch auf die 
zusätzlichen kommunalen Investitionsförderpro-
gramme des Bundes zurückzuführen ist.

Eine Vielzahl von Investitionsprojekten mit hoher 
Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands, 
wie etwa die Digitalisierung von Bildungswesen 
und Verwaltung, der Ausbau der (frühkindlichen) 
Kinderbetreuungsinfrastruktur sowie die energe-
tische Sanierung eines großen Anteils der öffent-
lichen Infrastruktur liegen überwiegend in der 
Verantwortung der Kommunen. Eine nachhaltig 
positive Entwicklung der kommunalen Sachinves-
titionsausgaben ist vor diesem Hintergrund beson-
ders wichtig.
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Trotz der vor Ausbruch der Pandemie insgesamt 
sehr positiven Entwicklung waren und sind zwi-
schen den einzelnen Kommunen finanziell bedingt 
weiterhin durchaus beträchtliche Unterschiede in 
der Investitionstätigkeit zu beobachten. Um zu ver-
hindern, dass diese Unterschiede zu einer weiteren 
Verfestigung der regionalwirtschaftlichen Dispari-
täten führen, liegt ein Hauptaugenmerk bei der In-
vestitionsförderung des Bundes daher auf den fi-
nanzschwachen Kommunen.

Neben den positiven Auswirkungen auf die Inves-
titionstätigkeit der Kommunen hat die gute kom-
munale Finanzlage auch dazu geführt, dass viele 
Kommunen ihre Kassenkredite in den vergange-
nen Jahren zurückfahren konnten. So sank der Be-
stand an kommunalen Kassenkrediten von rund 
47,5  Mrd. € am 31.  Dezember  2012 bis auf rund 
35,2 Mrd. € am 31. Dezember 2020. Dabei konnten 
sogar im Krisenjahr  2020 die Kassenkredite bun-
desweit moderat um rund 170  Mio. € zurückge-
fahren werden. Neben der guten fiskalischen Lage 
der Kommunen ist der massive Rückgang auch 
auf Entschuldungsprogramme einzelner Län-
der zurückzuführen (insbesondere: 2018  – Über-
nahme von kommunalen Kassenkrediten in Höhe 

von rund 5 Mrd. € durch das Land Hessen im Rah-
men der Hessenkasse, 2020/2021  – Übernahme 
von kommunalen Kassenkrediten in Höhe von 
rund 1 Mrd. € durch das Saarland im Rahmen des 
Saarlandpakts).

Kassenkredite 
(auch: Kassenverstärkungskredite) bezeich­
nen eigentlich Schulden zur Deckung ei­
nes kurzfristigen Bedarfs an liquiden Mitteln. 
Dies entspricht etwa bei privaten Haushalten 
dem Überziehungskredit (Dispokredit). Ho­
he Kassenkreditbestände, die entgegen ihrer 
eigentlichen Zweckbestimmung zur dauer­
haften Finanzierung laufender Aufgaben ver­
wendet werden, gelten allgemein als Indika­
tor für eine kommunale Finanzschwäche.

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung sind je-
doch regional konzentriert  – besonders in 
Rheinland-Pfalz sowie einigen Regionen Nord-
rhein-Westfalens  – weiterhin beträchtliche Liqui-
ditätskreditbestände von zum Teil über 1.000 € je 
Einwohner zu beobachten. Diese bedeuten für die 

Sachinvestitionsausgaben der Kommunen
in Mrd. €

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2012 bis 2019 Rechnungsergebnisse der kommunalen Haushalte, 2020 Kassenstatistik
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betroffenen Kommunen eine fiskalische Belastung 
der aktuellen Haushalte sowie  – vor dem Hinter-
grund möglicher Änderungen in der Zinsstruktur – 
ein bedeutendes Risiko in ihrer mittel- und lang-
fristigen Finanzplanung.

Finanzielle Unterstützungs­
leistungen des Bundes 
für die Kommunen in der 
19. Legislaturperiode

Die Verantwortung für eine aufgabengerechte Fi-
nanzausstattung der Kommunen liegt im zweistufi-
gen Staatsaufbau der Bundesrepublik Deutschland 
bei den Ländern. Bundeshilfen für die Kommunen 
sind demnach verfassungsrechtlich lediglich in ei-
nem begrenzten Rahmen möglich. Der Bund hat 
diese Möglichkeiten in der 19.  Legislaturperiode 
konsequent ausgeschöpft und punktuell erweitert.

Im folgenden Überblick über finanziell bedeutsame 
Entlastungen der Kommunen durch den Bund in 
der 19. Legislaturperiode1 sind die Unterstützungs-
leistungen, die auf eine Initiative des Bundes in die-
ser Legislaturperiode zurückgehen, mit einem (*) 
gekennzeichnet. Bei einigen Maßnahmen ist eine 
genaue Quantifizierung der kommunalen Entlas-
tung nicht möglich, weil die Bundesmittel nicht 
ausschließlich den Kommunen, sondern u. a. auch 
den Ländern oder Dritten offenstehen und für den 
Bund nicht erkennbar ist, in welchem Umfang die 
Kommunen profitieren.

Stärkung der kommunalen 
Finanzkraft

Seit dem Jahr 2018 unterstützt der Bund die Kom-
munen dauerhaft mit einem Betrag von jähr-
lich 5  Mrd. € über verschiedene Transferwege 
(„5-Mrd.-Entlastung“). Neben einer Erhöhung der 

1 Bei den in dieser Aufstellung angegebenen Beträgen handelt 
es sich grundsätzlich um die Ist­Zahlen der Jahre 2018 – 2020 
sowie um das Soll des Jahres 2021.

Beteiligung des Bundes an den KdU im SGB II ge-
währt der Bund den Gemeinden hierbei zur allge-
meinen Stärkung der kommunalen Finanzkraft 
einen zusätzlichen Anteil am Aufkommen der Um-
satzsteuer in Höhe von mindestens 2,4 Mrd. € jähr-
lich. Im Jahr 2021 beläuft sich diese Entlastung über 
den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer auf rund 
3,7 Mrd. €.2

Zudem erhalten die Länder vom Bund im Rahmen 
der „5-Mrd.-Entlastung“ seit dem Jahr  2018 einen 
zusätzlichen Anteil am Aufkommen der Umsatz-
steuer in Höhe von 1 Mrd. € jährlich, um damit die 
allgemeine Finanzlage ihrer Gemeinden zu stär-
ken. Viele Länder erhöhen mit den zusätzlichen 
Bundesmitteln die Ausgleichsmasse ihrer kom-
munalen Finanzausgleichssysteme. Hessen und 
Mecklenburg-Vorpommern nutzen die Bundes-
mittel zur (Teil-)Finanzierung ihrer kommunalen 
Entschuldungsprogramme.

(*) Zur Stärkung der kommunalen Finanzlage in 
den Zeiten der COVID-19-Pandemie gewährte der 
Bund den Gemeinden auf Grundlage einer einma-
ligen auf das Jahr 2020 beschränkten Ausnahmere-
gelung im Grundgesetz – hälftig finanziert mit den 
jeweiligen Ländern  – einen pauschalen Ausgleich 
ihrer erwarteten Gewerbesteuermindereinnah-
men. Die Mehrausgaben für den Bund hierfür be-
trugen rund 6,1 Mrd. € im Jahr 2020.3

2 Die ursprünglich zwischen Bund und Ländern vereinbarte 
Aufteilung der „5­Mrd.­Entlastung“ auf die verschiedenen 
Transferwege sah eine Erhöhung des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer um jährlich 1 Mrd. €, eine Erhöhung des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer um 2,4 Mrd. € sowie 
eine dauerhafte Erhöhung der Bundesbeteiligung an den 
KdU um 1,6 Mrd. € beziehungsweise 10,2 Prozentpunkte 
vor. Um sicherzustellen, dass die Bundesbeteiligung an den 
KdU insgesamt die verfassungsrechtlich festgelegte Schwelle 
für den Übergang zur Bundesauftragsverwaltung nicht 
überschreitet, wird der über die KdU verteilte Anteil an der 
„5­Mrd.­Entlastung“ gegebenenfalls reduziert und über eine 
entsprechende Erhöhung des Gemeindeanteils an den KdU 
vollständig kompensiert.

3 Über die innerhalb des bundesgesetzlichen Rahmens im 
Einzelnen den Ländern obliegende Umsetzung der pauschalen 
Gewerbesteuerkompensation hat das BMF dem Deutschen 
Bundestag berichtet (Bundestagsdrucksache 19/30297).
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(*) Der Bund übernahm den Länder- und Gemein-
deanteil an den Steuermindereinnahmen, die auf 
die Senkung des Umsatzsteuersatzes im 2.  Halb-
jahr 2020 sowie auf die Gewährung der Kinderboni 
in den Jahren 2020 und 2021 zurückzuführen sind, 
vollständig. Die Gemeinden erhielten hierfür einen 
zusätzlichen Anteil am Aufkommen der Umsatz-
steuer in Höhe von 911 Mio. € im Jahr 2020 sowie 
479 Mio. € im Jahr 2021 zulasten des Bundes.

Bundesbeteiligung an den 
kommunalen Sozialausgaben

Im Bereich der kommunalen Sozialausgaben be-
teiligt sich der Bund seit Jahren stetig und zuneh-
mend in verschiedenen Ausgabebereichen. Bedeu-
tende Entlastungen sind:

 ● die vollständige Erstattung der Nettoausgaben 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung durch den Bund mit einem Vo-
lumen von rund 28,4 Mrd. € in den Jahren 2018 
bis 2021 (davon Soll 2021: 8,3 Mrd. €) und

 ● die Beteiligung des Bundes an den KdU mit 
einem Volumen von rund 34,8 Mrd. € in 
den Jahren 2018 bis 2021 (davon Soll 2021: 
11,2 Mrd. €), darunter:

 ¡ (*) Fortgesetzte Übernahme flüchtlingsbe-
zogener KdU: Der Bund hat auch in dieser 
Legislaturperiode die flüchtlingsbezo-
genen KdU in Höhe von rund 6,7 Mrd. € in 
den Jahren 2018 bis 2021 vollständig über-
nommen;

 ¡ (*) Erhöhung KdU-Bundesbeteiligung um 
25 Prozentpunkte: Basierend auf einem Be-
schluss des Konjunktur- und Krisenbewälti-
gungspakets hat der Bund seine Beteiligung 
an den KdU ab dem Jahr 2020 um 25 Pro-
zentpunkte erhöht (jährliche Entlastung 
der Kommunen von rund 4 Mrd. € ab dem 
Jahr 2020).

Förderung in Themenbereichen 
von bundesstaatlicher Bedeutung

Neben den allgemeinen finanziellen Entlastungen 
der kommunalen Ebene unterstützt der Bund die 
Länder und Kommunen in ausgewählten Themen-
feldern von bundesstaatlicher Bedeutung.

Ein Schwerpunkt der themenbezogenen Unter-
stützungsleistungen des Bundes liegt auf dem Bil-
dungs- und Betreuungsbereich. Auch wenn die 
Unterstützungen des Bundes hier zumeist  – bei-
spielsweise über Sondervermögen oder Umsatz-
steueranteile – unmittelbar den Ländern zufließen, 
profitieren die Kommunen in ihrer Eigenschaft 
als Träger der Bildungs- und Betreuungseinrich-
tungen vor Ort mittelbar in hohem Maße von den 
Bundesmitteln. Von hoher finanzieller Bedeutung 
sind insbesondere die folgenden Maßnahmen:

 ● Kinderbetreuungsausbau: Zur Finanzie-
rung der Einrichtung von zusätzlichen Be-
treuungsplätzen für Kinder bis zum Schulein-
tritt stellt der Bund seit dem Jahr 2007 über 
das Sondervermögen „Kinderbetreuungs-
ausbau“ Bundesmittel zur Verfügung. Die Zu-
führungen zum Sondervermögen beliefen sich 
in den Jahren 2018 bis 2021 auf 2 Mrd. € (davon 
Soll 2021: 500 Mio. €), darunter diese Unter-
stützungsleistung:

 ¡ (*) Basierend auf einem Beschluss des Kon-
junktur- und Krisenbewältigungspakets hat 
der Bund die Zuführungen an das Sonder-
vermögen in den Jahren 2020 und 2021 um 
jeweils 500 Mio. € erhöht, um dadurch die 
Finanzierung zur Errichtung von 90.000 zu-
sätzlichen Betreuungsplätzen zu gewähr-
leisten.

Zudem wird den Betriebskosten für die zu-
sätzlichen Betreuungsplätze Rechnung ge-
tragen. Mehreinnahmen in Höhe von jährlich 
845 Mio. € fließen den Ländern über eine Än-
derung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung 
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zulasten des Bundes zu und werden von diesen 
den – zumeist kommunalen – Trägern der Kin-
derbetreuungseinrichtungen zur Verfügung ge-
stellt.

 ● (*) DigitalPakt Schule: Mit dem DigitalPakt 
Schule unterstützt der Bund die Länder und 
Kommunen bei Investitionen in die digitale 
Schulinfrastruktur. Insgesamt stellt der Bund 
zu diesem Zweck über das im Jahr 2019 errich-
tete Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ 
6,5 Mrd. € bereit, darunter 1,5 Mrd. €, die als 
Reaktion auf die durch die COVID-19-Pan-
demie ausgelösten Herausforderungen im Bil-
dungsbereich vom Bund bereitgestellt wurden:

 ¡ „Sofortausstattungsprogramm“: Mit 
500 Mio. € werden Schulen in die Lage ver-
setzt, Schülerinnen und Schülern digitale 
Endgeräte auszuleihen, wenn sie in ihrem 
häuslichen Umfeld nicht auf solche zurück-
greifen können.

 ¡ „Administration“: Mit 500 Mio. € werden 
Administratorinnen und Administratoren 
schulischer Bildungsinfrastrukturen geför-
dert.

 ¡ „Leihgeräte für Lehrkräfte“: Mit 500 Mio. € 
können Schulen auch ihren Lehrkräften 
leihweise digitale Endgeräte zur Verfügung 
stellen (Vorfinanzierung durch den Bund; 
Refinanzierung aus der Aufbau- und Resili-
enzfazilität der EU angestrebt).

 ● (*) Gute-KiTa-Gesetz: Mit dem Gute-KiTa-Ge-
setz unterstützt der Bund die Länder bei der 
Weiterentwicklung der Qualität und Verbes-
serung der Teilhabe sowie Entlastung der El-
tern bei den Gebühren in Höhe von rund 
5,5 Mrd. € im Zeitraum 2019 bis 2022. Der Bund 
hat hierfür in den Jahren 2019 bis 2020 rund 
1,5 Mrd. € über die Änderung der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung an die Länder geleitet, 
in den Jahren 2021 und 2022 folgen jeweils 
rund 2 Mrd. €.

 ● (*) Ausbau Ganztagsbetreuung: Für den Infra-
strukturausbau im Bereich der Ganztagsbe-
treuung für Kinder im Grundschulalter, der im 
Hinblick auf den diesbezüglich von der Bun-
desregierung angestrebten Rechtsanspruch 
erforderlich ist, stellt der Bund den Ländern 
über das im Jahr 2020 eingerichtete Sonder-
vermögen „Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grund-
schulalter“ insgesamt bis zu 3,5 Mrd. € zur Ver-
fügung (Zuführungen an das Sondervermögen 
in Höhe von 2,5 Mrd. € im Jahr 2020 und 
1 Mrd. € im Jahr 2021), darunter:

 ¡ bis zu 1,5 Mrd. € basierend auf dem Be-
schluss zum Konjunktur- und Krisenbewäl-
tigungspaket zur Beschleunigung des inves-
tiven Ausbaus ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote. Mit diesen Mitteln 
soll auch ein konjunktureller Impuls gesetzt 
werden.

Zudem wird den mit der Einführung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung ver-
bundenen zusätzlichen Betriebskosten der 
Länder Rechnung getragen. Zu diesem Zweck 
ist für die Jahre ab 2026 eine Erhöhung des 
Länderanteils an der Umsatzsteuer zulasten des 
Bundes von 135 Mio. € im Jahr 2026 aufwach-
send auf 1,3 Mrd. € p. a. ab 2030 vorgesehen.

Ein weiterer Schwerpunkt der themenbezogenen 
Bundesförderung liegt im Bereich des öffentlichen 
Personennahverkehrs  (ÖPNV), der einen wichti-
gen Beitrag zu einer nachhaltigen und modernen 
Mobilität leistet. Auch hier fließen die zur Unter-
stützung aufgewandten Bundesmittel zumeist an 
die Länder, als Träger des ÖPNV profitieren jedoch 
auch die Kommunen in einem hohen Maße. Von 
hoher finanzieller Bedeutung sind insbesondere 
die folgenden Maßnahmen:

 ● Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG): 
Nach dem GVFG gewährt der Bund den Län-
dern Finanzhilfen für Investitionen zur Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse der 
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Gemeinden in Bezug auf den schienenge-
bundenen ÖPNV. Der Bund hat hierfür und 
für Investitionszuschüsse für Großvorhaben 
des ÖPNV in den Jahren 2018 bis 2021 rund 
2,3 Mrd. € bereitgestellt (davon Soll 2021 
1 Mrd. €), darunter diese Unterstützungsleis-
tung:

 ¡ (*) Im Jahr 2020 wurden die GVFG-Mittel 
strukturell erhöht: Im Jahr 2020 erfolgte 
eine Verdopplung der bislang jährlich zur 
Verfügung stehenden Bundesmittel auf nun 
rund 665 Mio. €. In den Jahren 2021 bis 2024 
werden die Bundesmittel erneut auf jähr-
lich 1 Mrd. € erhöht, im Jahr 2025 abermals 
auf 2 Mrd. €. Ab dem Jahr 2026 steigen die 
Mittel jährlich um 1,8 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr (Dynamisierung).

 ¡ Regionalisierungsmittel: Den Ländern steht 
zudem nach Art. 106a Grundgesetz (GG) für 
den ÖPNV aus dem Steueraufkommen des 
Bundes ein jährlicher Betrag zu. Der Bund 
hat hierfür in den Jahren 2018 bis 2021 rund 
38,9 Mrd. € bereitgestellt (davon Soll 2021 
rund 10,3 Mrd. €4), darunter mit diesen Un-
terstützungsleistungen:

 ¡ (*) Im Rahmen des Klimapakets wurde im 
Jahr 2020 eine dauerhafte Erhöhung der 
Regionalisierungsmittel beschlossen, ein-
schließlich einer festgeschriebenen Dyna-
mi sierung. Die Regionalisierungsmittel 
wurden dadurch über die Jahre 2020 bis 2031 
um insgesamt rund 5,25 Mrd. € erhöht.

 ¡ (*) Zum Ausgleich der durch die COVID-
19-Pan demie entstandenen finanziellen 

4 Einschließlich 1 Mrd. € gemäß § 7 Abs. 4 
Regionalisierungsgesetz in der Fassung vom 16. Juli 2021, die 
im Bundeshaushalt noch nicht ausgewiesen sind.

Nachteile im ÖPNV hat der Bund die Re-
gionalisierungsmittel im Jahr 2020 um 
2,5 Mrd. € sowie im Jahr 2021 um 1 Mrd. € 
erhöht. Der Bund trägt danach mit ma-
ximal 3,5 Mrd. € die Hälfte der pandemiebe-
dingten finanziellen Schäden im ÖPNV.

Bedeutende Unterstützungsleistungen des Bun-
des erfolgen zudem im Bereich der Städtebauför-
derung. So stellt der Bund den Ländern auf Grund-
lage von Art. 104 b GG Finanzhilfen zur Förderung 
städtebaulicher Gesamtmaßnahmen zur Verfü-
gung, mit denen die Länder insbesondere städti-
sche und ländliche Räume mit erhöhten struk-
turellen Schwierigkeiten unterstützen, um die 
Attraktivität der Kommunen als Wohn- und Wirt-
schaftsstandorte zu stärken. Die Programmmit-
tel des Bundes beliefen sich in den Jahren  2018 
bis 2021 auf 790 Mio. € pro Jahr.

Zudem unterstützt der Bund die Kommunen mit 
vielfältigen weiteren Programmen und Projekten 
im Bereich der Städtebauförderung, darunter mit 
diesen Unterstützungsleistungen:

 ● (*) Ab dem Jahr 2020 unterstützt der Bund die 
Kommunen im Rahmen des Investitionspakts 
Sportstätten beim Erhalt ihrer Sportinfra-
struktur. Hierfür hat der Bund im Jahr 2020 
150 Mio. € Programmmittel zur Verfügung ge-
stellt. Für die Jahre 2021 bis 2023 sind jeweils 
weitere 110 Mio. € Programmmittel jährlich 
eingeplant.

 ● (*) Für den Förderaufruf 2020 des Bundespro-
gramms Sanierung kommunaler Einrichtungen 
in den Bereichen Sport, Jugend, Kultur hat der 
Bund insgesamt 800 Mio. € Programmmittel 
zur Verfügung gestellt, 600 Mio. € davon waren 
Teil des Konjunktur- und Krisenbewältigungs-
pakets.
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Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben wirkt der 
Bund bereits seit Jahren bei der Erfüllung von Auf-
gaben der Länder mit, wenn diese Aufgaben für die 
Gesamtheit bedeutsam sind und die Mitwirkung 
des Bundes zu Verbesserung der Lebensverhält-
nisse erforderlich ist. Die Unterstützungsleistun-
gen des Bundes dienen dabei vor allem der regio-
nalen Entwicklung und führen daher auch zu einer 
finanziellen Unterstützung der Kommunen. Von 
hoher Bedeutung für die Kommunen sind insbe-
sondere die folgenden Maßnahmen:

 ● Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regi-
onalen Wirtschaftsstrukturen (GRW): Ziel der 
GRW ist es, strukturschwache Regionen zu un-
terstützen, Standortnachteile bei Investitionen 
auszugleichen und Anreize zur Schaffung von 
Einkommen und Beschäftigung zu setzen. Der 
Bund hat hierfür in den Jahren 2018 bis 2021 
rund 2,5 Mrd. € bereitgestellt (davon Soll 2021 
rund 0,9 Mrd. €), darunter diese Unterstüt-
zungsleistung:

 ¡ (*) Im Rahmen des Zweiten Nachtragshaus-
halts 2020 wurden die GRW-Mittel in den 
Jahren 2020 und 2021 um jeweils 250 Mio. € 
erhöht, um dadurch in den strukturschwa-
chen Regionen die Investitionstätigkeit 
während der Pandemie zu stützen. Struk-
turschwache Kommunen in den Förderre-
gionen der GRW profitieren u. a. durch die 
Förderung kommunaler Investitionen in die 
wirtschaftsnahe Infrastruktur.

 ● Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes (GAK): Mit 
der GAK fördern Bund und Länder eine zu-
kunftsorientierte, wettbewerbsfähige Land- 
und Forstwirtschaft, den Küstenschutz sowie 
vitale ländliche Räume. Der Bund hat hierfür 
in den Jahren 2018 bis 2021 rund 3,6 Mrd. € be-
reitgestellt (davon Soll 2021 rund 1,2 Mrd. €). 
Kommunen in den Förderregionen der GAK 
profitieren u. a. durch die Förderung kommu-
naler Investitionen in die integrierte ländliche 
Entwicklung.

Der Bund hat seine Unterstützung im Gesundheits-
bereich, dessen Bedeutung gerade durch die Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie erneut ver-
deutlicht wurde, in der aktuellen Legislaturperiode 
stark ausgebaut. Für die Kommunen von besonde-
rer Wichtigkeit sind in diesem Zusammenhang:

 ● (*) Pakt für den Öffentlichen Gesundheits-
dienst (ÖGD): Mit dem ÖGD-Pakt stellt der 
Bund in den Jahren 2021 bis 2026 den Län-
dern insgesamt 4 Mrd. € für Personal, Digitali-
sierung und moderne Strukturen der Gesund-
heitsbehörden zur Verfügung, darunter u. a. 
3,1 Mrd. € über die vertikale Umsatzsteuer-
verteilung (2021: 200 Mio. €) sowie 800 Mio. € 
über ein Förderprogramm für den weiteren 
Ausbau der digitalen Infrastruktur im ÖGD. Da 
der ÖGD sich zu weiten Teilen in kommunaler 
Trägerschaft (Landkreise, kreisfreie Städte) be-
findet, werden die Kommunen durch die Bun-
desmittel in großem Maße entlastet.

 ● (*) Krankenhauszukunftsfonds: Über den im 
Jahr 2020 errichteten Krankenhauszukunfts-
fonds fördert der Bund Investitionen in mo-
derne Notfallkapazitäten und eine bessere di-
gitale Infrastruktur der Krankenhäuser mit 
Bundesmitteln in Höhe von 3 Mrd. €. Die Kom-
munen profitieren als Träger der kommunalen 
Krankenhäuser von diesen zusätzlichen Inves-
titionsmitteln.

(*) Um die Interaktion zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen mit der Verwaltung 
in Zukunft deutlich schneller, effizienter und nut-
zerfreundlicher zu gestalten, verpflichtet das On-
linezugangsgesetz Bund, Länder und Kommunen 
dazu, bis Ende 2022 digitale Verwaltungsleistungen 
über Verwaltungsportale anzubieten. Für die Um-
setzung der gesetzlichen Vorgaben stellt der Bund 
in den Jahren 2020 bis 2022 ein Gesamtbudget von 
3 Mrd. € zur Verfügung. Davon sind grundsätzlich 
80 Prozent für die Unterstützung von Ländern und 
Kommunen vorgesehen.
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(*) Mit dem Ziel, aus den vom Kohleausstieg be-
troffenen Regionen Zukunftsregionen zu ma-
chen, unterstützt der Bund den Strukturwandel 
in den Kohleregionen bis zum Jahr 2038 mit bis zu 
30 Mrd. € im Rahmen des im Jahr 2020 verabschie-
deten Strukturstärkungsgesetzes. Dabei kommt der 
Unterstützung der Kommunen eine hohe Bedeu-
tung zu. Besonders profitieren die Kommunen von 
folgenden Maßnahmen:

 ● Kapitel 1 des Investitionsgesetzes Kohle: Der 
Bund fördert mit Finanzhilfen die Investitions-
tätigkeit der Kommunen in den ehemaligen 
Kohleregionen zum Ausgleich unterschiedli-
cher Wirtschaftskraft und zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums. Hierfür waren be-
ziehungsweise sind im Bundeshaushalt 2020 
Ausgaben in Höhe von rund 49 Mio. € und im 
Bundeshaushalt 2021 von rund 508 Mio. € ver-
anschlagt.

 ● STARK Bundesprogramm: Durch STARK 
werden die Kohleregionen bei konsumtiven, 
strukturwirksamen Ausgaben für eine ökolo-
gische, ökonomische und sozial nachhaltige 
Transformation unterstützt. Die Kommunen 
können – wie auch privatwirtschaftliche Un-
ternehmen – Förderanträge für diesbezügliche 
Projekte stellen. Insgesamt waren beziehungs-
weise sind für STARK im Bundeshaushalt 2020 
Ausgaben in Höhe von rund 20 Mio. € und im 
Bundeshaushalt 2021 von rund 100 Mio. € ver-
anschlagt.

(*) Mit Mitteln aus dem im Jahr 2018 gegründeten 
Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ fördert 
der Bund die Kommunen in bislang unversorgten 
Gebieten, insbesondere im ländlichen Raum, bei 
Investitionen in den Gigabitnetzausbau auf Glas-
faserbasis. Im Zeitraum 2019 bis 2021 können den 
Kommunen hierdurch Fördermittel in Höhe von 
voraussichtlich rund 492 Mio. € zur Verfügung ge-
stellt werden, für das Jahr 2021 wird dabei mit ei-
nem Abruf in Höhe von rund 435 Mio. € gerechnet.

Neben beziehungsweise im Rahmen der Förde-
rung kommunaler Investitionen in bestimmten 
Bereichen von bundesstaatlicher Bedeutung legt 
der Bund auch einen Fokus auf die gezielte För-
derung finanzschwacher Kommunen. So enthal-
ten die oben benannten Förderprogramme oftmals 
erleichterte Förderbedingungen für finanzschwa-
che Kommunen, beispielsweise hinsichtlich der 
kommunalen Kofinanzierungserfordernisse. Etli-
che dieser Erleichterungen wurden in Zeiten der 
COVID-19-Pandemie nochmals ausgebaut. Zusätz-
lich unterstützt der Bund seit dem Jahr 2015 gezielt 
die Investitionstätigkeit finanzschwacher Kommu-
nen nach dem Kommunalinvestitionsförderungs-
gesetz (KInvFG) mit Bundesmitteln von insgesamt 
7 Mrd. €. In den Jahren 2018 bis 2020 wurden Mittel 
in Höhe von rund 2,5 Mrd. € abgerufen. 

Da durch den Starkregen oder das Hochwasser im 
Juli 2021 sowie durch die COVID-19-Pandemie Ver-
zögerungen bei der Durchführung von Baumaß-
nahmen entstanden sind, wurden die Förderzeit-
räume des KInvFG mit dem Aufbauhilfegesetz 2021 
jeweils um zwei Jahre verlängert. Zudem verzichtet 
der Bund bei Maßnahmen im Rahmen des KInvFG, 
die aufgrund von unmittelbar durch den Starkre-
gen oder das Hochwasser im Juli 2021 verursachten 
Schäden nicht innerhalb des festgelegten Förder-
zeitraums abgeschlossen werden können, auf eine 
Rückzahlung bereits zur Verfügung gestellter Bun-
desmittel durch die betroffenen Kommunen.

Seit dem Jahr 2015 unterstützt der Bund die Län-
der und Kommunen im Bereich der Flüchtlings- 
und Integrationskosten auch durch Erhöhungen 
des Länderanteils an der Umsatzsteuer zulasten des 
Bundes. Die mit einer Entlastung in Höhe von rund 
6,4  Mrd. € verbundene Fortführung dieser Unter-
stützung in den Jahren 2019 bis 2021 wurde in die-
ser Legislaturperiode vereinbart. Insgesamt be-
laufen sich diese Entlastungen in den Jahren 2018 
bis  2021 auf rund 10,6  Mrd. €. Die Länder berich-
ten der Bundesregierung jährlich über die Verwen-
dung der Mittel, die der Bund ihnen zur Entlastung 
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im Bereich der Flüchtlings- und Integrationskos-
ten zur Verfügung gestellt hat.5 Ausweislich dieser 
Berichte der Länder wird ein bedeutender Anteil 
der zusätzlichen Umsatzsteuereinnahmen von den 
Ländern an ihre Kommunen weitergeleitet.

(*) Im Rahmen ihrer Krisenbewältigungsstrate-
gie hat die Bundesregierung zudem eine Viel-
zahl von Maßnahmen beschlossen, die dazu bei-
tragen, die wirtschaftlichen Folgewirkungen der 
COVID-19-Pandemie abzufedern. Insbesondere 
hat die Bundesregierung die Unternehmen mit den 
vielfältigen Wirtschaftshilfen, den Instrumenten 
des Wirtschaftsstabilisierungsfonds sowie den Er-
leichterungen im Bereich der Kurzarbeit dabei un-
terstützt, trotz der pandemiebedingten Umsatz-
ausfälle Arbeitsplätze und Produktionspotenzial 
vor Ort zu bewahren. Auch die kommunalen Un-
ternehmen waren bei diesen Programmen zum Teil 
antragsberechtigt und wurden zudem über eigene 
Förderprogramme gezielt unterstützt. Insgesamt 
profitieren die Kommunen finanziell von den wirt-
schaftsstabilisierenden Maßnahmen, kurz- und 
mittelfristig vor allem durch höhere Steuereinnah-
men sowie geringere Sozialausgaben.

(*) Zur finanziellen Unterstützung der von den Un-
wettern im Sommer  2021 betroffenen Regionen 
beteiligt sich der Bund an den Soforthilfen der Län-
der. Jeder Euro Landesmittel wird durch einen Euro 
Bundesmittel ergänzt; damit belaufen sich die ge-
meinsamen Soforthilfen, die auch den Kommunen 
helfen, die flutbedingten Schäden vor Ort zu be-
wältigen, auf bis zu 800  Mio. €. Zudem verzichtet 
der Bund auf die Erstattung der Auslagen, die dem 
Technischen Hilfswerk, der Bundespolizei, Zollver-
waltung, Bundeswehr, Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes sowie beim Einsatz 
von Behelfsbrücken entstehen. Die betroffenen 
Länder und der Bund stehen in den kommenden 
Monaten und Jahren vor der enormen Aufgabe, die 

5 Die Bundesregierung erstellt jährlich auf Basis dieser 
Berichte der Länder einen Bericht über Maßnahmen des 
Bundes zur Unterstützung von Ländern und Kommunen 
im Bereich der Flüchtlings­ und Integrationskosten und 
die Mittelverwendung durch die Länder (für das Jahr 2020: 
Bundestags­Drucksache 19/30525).

Schäden zu beseitigen und den Wiederaufbau zu 
organisieren. Der Bund hat zur Finanzierung der 
Wiederaufbauhilfe ein Sondervermögen gegrün-
det, das mit bis zu 30  Mrd. € ausgestattet werden 
soll; der Bund trägt die Kosten für den Wiederauf-
bau der Bundesinfrastruktur in einem geschätzten 
Umfang von 2 Mrd. € alleine und finanziert das Ge-
samtvolumen des Sondervermögens vor. Die Län-
der beteiligen sich zu 50  Prozent an den restli-
chen 28 Mrd. € in Form von Ratenzahlungen über 
30  Jahre. Die konkrete Ausgestaltung der Aufbau-
hilfen orientiert sich an der Hochwasserhilfe 2013.

Fazit und Ausblick

Die Entwicklung der kommunalen Finanzlage 
stellte sich in Deutschland bis zum Ausbruch der 
COVID-19-Pandemie äußerst positiv dar. Grund 
dafür waren neben der sehr guten konjunkturellen 
Lage und den damit einhergehenden kräftigen Zu-
wächsen bei den kommunalen Steuereinnahmen 
vor allem die stetig zunehmenden Unterstützungs-
leistungen des Bundes.

Die wirtschaftlichen Folgewirkungen der 
COVID-19-Pandemie stellen die Kommunen vor 
erhebliche fiskalische Herausforderungen. Der 
Bund hat die Stärkung der Kommunalfinanzen von 
Beginn an als ein zentrales Element in seine Kri-
senbewältigungsstrategie aufgenommen und dem-
entsprechend – u. a. durch den Kommunalen Soli-
darpakt – im bisherigen Pandemieverlauf massive 
kommunale Unterstützungsmaßnahmen umge-
setzt. Diese Unterstützungen waren mit dafür ver-
antwortlich, dass die Kommunen das Jahr  2020 
erneut mit einem Finanzierungsüberschuss ab-
schließen konnten, und bewirken auch im Jahr 2021 
und darüber hinaus eine finanzielle Entlastung der 
Kommunen. Dennoch sind die verfassungsrecht-
lich für eine aufgabengerechte Finanzausstattung 
ihrer Kommunen verantwortlichen Länder gefor-
dert, ihre Kommunen in diesem und den nächsten 
Jahren bei einer nachhaltigen, zielgenauen Bewäl-
tigung ihrer pandemischen Mehrbelastungen zu 
unterstützen.
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Zugleich hat die COVID-19-Pandemie abermals ge-
zeigt, dass die stark von der Ertragslage vor Ort ab-
hängende kommunale Einnahmestruktur zu einer 
mangelnden Krisenresilienz des kommunalen Fi-
nanzsystems führt, die ohne diskretionäre finan-
zielle Hilfen bei den Kommunen zu fiskalischen 
Verwerfungen führen kann. Inwieweit vor diesem 
Hintergrund strukturelle Anpassungen im kommu-
nalen Finanzierungssystem angezeigt sind, ist ge-
gen die Vorteile einer wirtschaftskraftorientierten 

Kommunalfinanzierung, u.  a. hinsichtlich der Be-
förderung der kommunalen Eigenverantwortung 
bei der regionalen Wirtschaftspolitik, abzuwägen. 
Dies wird neben der Frage der fortbestehenden fi-
nanziellen Disparitäten zwischen den Kommu-
nen eine der Aufgaben sein, der sich Bund, Länder 
und Kommunen in der kommenden Legislaturpe-
riode des Deutschen Bundestags gemeinsam wer-
den stellen müssen.
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Nach Art. 115 Abs. 2 Satz 1 bis 3 Grundgesetz (GG) 
sind Einnahmen und Ausgaben des Bundes grund-
sätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszuglei-
chen. Dem wird entsprochen, wenn die struktu-
relle Nettokreditaufnahme (NKA) 0,35 Prozent des 
BIP nicht überschreitet. In Art.  115 Abs.  2 Satz  6 
und 7 GG ist auch geregelt, dass im Falle von Na-
turkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsitu-
ationen, die sich der Kontrolle des Staats entziehen 
und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträch-
tigen, diese Kreditobergrenze auf Grundlage eines 
Beschlusses der Mehrheit der Mitglieder des Deut-
schen Bundestags überschritten werden darf und 
ein Tilgungsplan zu beschließen ist.1

Für das Jahr 2020 hat der Deutsche Bundestag auf-
grund der Corona-Pandemie eine entsprechende 

1 Siehe auch Kompendium zur Schuldenbremse unter:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210931

Notsituation festgestellt. Gleichzeitig hat der Deut-
sche Bundestag einen Tilgungsplan beschlossen, 
nach dem die aufgrund der Ausnahmeregel aufge-
nommenen Kredite ab dem Jahr 2023 über 20 Jahre 
in gleichen Raten zurückgeführt werden. Die ab-
schließende Berechnung, aus der sich die end-
gültige Höhe der Tilgungsverpflichtung ab dem 
Jahr 2023 ergibt, orientiert sich an den Vorschriften 
über die jährliche Abrechnung für die Buchung auf 
dem Kontrollkonto (§  7 Abs.  1 Ausführungsgesetz 
zu Art. 115 GG und § 3 Verordnung über das Verfah-
ren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente 
nach § 5 des Artikel 115-Gesetzes).

Das Ergebnis dieser abschließenden Abrechnung 
der Schuldenbremse zum 1. September 2021 ist in 
Tabelle 1 dargestellt und wird danach kurz erläutert.

Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur 
Begrenzung der Neuverschuldung 2020

 ● Zum 1. September 2021 wurde abschließend geprüft, wie im Jahr 2020 im Haushaltsvollzug die 
Schuldenregel des Bundes (Schuldenbremse) eingehalten worden war.

 ● Die strukturelle Nettokreditaufnahme (NKA) belief sich im Jahr 2020 auf 1,60 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP).

 ● Die Regelobergrenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP = 11,7 Mrd. €) wurde nach 
abschließendem Ergebnis um 41,893 Mrd. € überschritten. Die Überschreitung liegt damit um 
76,8 Mrd. € unter dem im Nachtragshaushaltsplan vorgesehenen Betrag. Die Überschreitung 
der Regelgrenze ist aufgrund der Feststellung einer außergewöhnlichen Notsituation nach 
Art. 115 Abs. 2 Satz 6 Grundgesetz verfassungskonform.

 ● Die aufgrund dieser Ausnahmeregel erhöhte NKA ist im Rahmen eines Tilgungsplans zu-
rückzuführen. Gemäß dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen Tilgungsplan für das 
Jahr 2020 ergibt sich aus dem zu tilgenden Betrag von 41,893 Mrd. € ab dem Jahr 2023 ein 
Tilgungsbetrag von 2,095 Mrd. € pro Jahr bis zum Jahr 2042.
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Aufstellung und Abrechnung des Haushalts des Bundes und der relevanten Sondervermögen 
für das Jahr 2020 gemäß Schuldenbremse
in Mrd. €

Soll 2020¹ Ist 2020²

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2 Nominales Bruttoinlandsprodukt des der Haushaltsaufstellung 
vorangegangenen Jahres (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung)

3.344,4

3 Abbauverpflichtung ­ ­

3a Gemäß Tilgungsplan (Art. 115 Abs. 2 Satz 7 GG) ­ ­

3b Aus Kontrollkonto ­ ­

4 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme mit Abbauverpflichtung  
(1) x (2) ­ (3)

11,7

5 Konjunkturkomponente 
Soll: (5a) x (5c) 
Ist: [(5a) + (5b)] x (5c)

­0,5 ­42,6

5a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) ­2,5

5b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Ist (5ba) ­ Soll (5ba)] % x (5bb)

­207,2

5ba Nominales Bruttoinlandsprodukt (% gegenüber Vorjahr) 2,9 ­3,0

5bb Nominales Bruttoinlandsprodukt des Vorjahres 3.473,4

5c Budgetsensitivität (ohne Einheit) 0,203

6 Saldo finanzieller Transaktionen ­0,3 ­6,6

6a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 1,1 1,0

6aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,1 1,0

6ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen ­ ­

6b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 1,4 7,6

6ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,4 7,6

6bb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen ­ ­

7 Zulässige Nettokreditaufnahme 
(4) ­ (5) ­ (6)

12,5 60,9

8 Nettokreditaufnahme³
(8a) ­ (8b)

5,9 102,8

8a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 0,0 130,5

8b Finanzierungssalden der Sondervermögen ­5,9 27,7

8ba Finanzierungssaldo Energie­ und Klimafonds ­3,8 25,3

8bb Finanzierungssaldo Aufbauhilfefonds ­0,5 ­0,4

8bc Finanzierungssaldo Kommunalinvestitionsförderungsfonds ­1,6 ­1,0

8bd Finanzierungssaldo Fonds Digitale Infrastruktur ­1,0 1,3

8be Finanzierungssaldo Fonds Ausbau ganztägiger Bildungs­ und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter

1,0 2,5

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme 
(8) + (5) + (6)

5,1 53,6

in % des BIP 0,15 1,60

Tabelle 1
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Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur Begrenzung der Neuverschuldung 2020

Aufstellung und Abrechnung des Haushalts des Bundes und der relevanten Sondervermögen 
für das Jahr 2020 gemäß Schuldenbremse
in Mrd. €

Soll 20201 Ist 2020²

10 Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnahme aufgrund 
Ausnahmeregelung Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG 
(8) ­ (7) oder (9) ­ (4)

­ 41,9

11 Be(­) / Ent(+)lastung des Kontrollkontos 
(7) ­ (8) + (10) oder (4) ­ (9) + (10)

­

12 Saldo Kontrollkonto Vorjahr 52,0

13 Saldo Kontrollkonto neu 
(10) + (11)

52,0

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Soll 2020 bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2020 vom 21. Dezember 2019 im BGBl. I 2019 Nr. 52 S. 2890.
2 Endgültige Abrechnung zum 1. September 2021.
3 Die Nettokreditaufnahme erfasst sowohl die Nettokreditaufnahme des Bundeshaushalts als auch – mit umgekehrtem Vorzeichen – 

die Finanzierungssalden der seit Inkrafttreten der Schuldenbremse neu errichteten Sondervermögen des Bundes.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch Tabelle 1
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Der Bundeshaushalt des Jahres  2020 wurde stark 
von den Auswirkungen der Corona-Pandemie be-
einflusst. Im Haushaltsgesetz 2020 vom 21. Dezem-
ber  2019 war noch ein Haushaltsausgleich ohne 
Aufnahme neuer Schulden vorgesehen gewesen. 
Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und der 
damit einhergehenden wirtschaftlichen, sozialen 
und gesellschaftlichen Folgen wurden zwei Nach-
tragshaushalte beschlossen, die erstmals seit sechs 
Jahren eine NKA vorsahen. Mit einer geplanten 
NKA von insgesamt rund 198,7 Mrd. € (NKA Bun-
deshaushalt 217,8  Mrd. € zuzüglich der positiven 
Finanzierungssalden der relevanten Sondervermö-
gen 19,1 Mrd. €) wurde die zulässige NKA um rund 
118,7 Mrd. € überschritten. Für die Überschreitung 
der Regelgrenze hat der Deutsche Bundestag eine 
außergewöhnliche Notsituation, die sich der Kon-
trolle des Staats entzieht und die staatliche Finanz-
lage erheblich beeinträchtigt, festgestellt. Demnach 
war nach Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG eine Überschrei-
tung der Regelgrenze möglich. (vgl. auch Monats-
bericht des BMF vom August 2020 „Nachtragshaus-
halt 2020 des Bundes (Sollbericht)“)

Für die Überprüfung, wie die Schuldenregel im 
Haushaltsvollzug eingehalten wurde, bleibt die 
erstmalige Haushaltsaufstellung generell Aus-
gangspunkt für die Abrechnung der Schulden-
regel. Mittels eines Vergleichs der tatsächlichen 

wirtschaftlichen Entwicklung mit den Erwar-
tungen zum Zeitpunkt der Aufstellung des ersten 
Haushalts wird die zum Zeitpunkt der Haushalts-
aufstellung ermittelte Konjunkturkomponente an 
die tatsächliche gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung im Haushaltsjahr angepasst (vgl. Tabelle 1 Po-
sition  5 Ist). Hierdurch werden die Auswirkungen 
des Konjunktureinbruchs infolge der Corona-Pan-
demie bei der Schuldenbremse berücksichtigt.

Um die Einhaltung der Schuldenbremse im Haus-
haltsvollzug zu überprüfen, wird die tatsächli-
che strukturelle NKA mit der maximal zulässigen 
strukturellen NKA (beziehungsweise die tatsäch-
liche NKA mit der zulässigen NKA) verglichen. 
Die tatsächliche NKA beträgt im Ist  2020 rund 
102,8 Mrd. € (vgl. Tabelle 1 Position 8 Ist). Sie setzt 
sich zusammen aus der NKA des Bundeshaushalts 
von rund 130,5  Mrd. € sowie den Finanzierungs-
salden der relevanten Sondervermögen von ins-
gesamt rund 27,7 Mrd. €. Diese positiven Finanzie-
rungssalden verringern die zu berücksichtigende 
NKA entsprechend. Zuzüglich des Saldos finanzi-
eller Transaktionen von -6,6  Mrd. € (vgl. Tabelle  1 
Position  6 Ist) und zuzüglich der nunmehr ab-
schließend an die tatsächliche wirtschaftliche Ent-
wicklung angepassten Konjunkturkomponente 
von -42,6  Mrd. € (vgl. Tabelle  1 Position  5 Ist) be-
läuft sich die strukturelle NKA des Bundes auf Basis 
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gesamtwirtschaftlicher Daten vom August 2021 auf 
rund 53,6 Mrd. € beziehungsweise 1,60 Prozent des 
BIP (vgl. Tabelle  1 Position  9 Ist). Damit wird die 
Obergrenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent 
des BIP des Vorvorjahres, in diesem Fall des Jah-
res 2018 = rund 11,7 Mrd. €) um 41,893 Mrd. € über-
schritten (vgl. Tabelle 1 Position 10 Ist).

Eine im Vollzug festgestellte Abweichung ist 
grundsätzlich auf dem Kontrollkonto zu verbu-
chen. Da von der Ausnahmeregelung Art. 115 Abs. 2 
Satz  6  GG Gebrauch gemacht wurde, ist der auf 
dem Kontrollkonto zu verbuchende Betrag um die 
aufgrund der beschlossenen Ausnahmeregelung 
erhöhte NKA zu bereinigen. Auf dem Kontroll-
konto ist daher kein neuer Betrag zu buchen. Der 
Saldo des Vorjahres in Höhe von 52,0 Mrd. € bleibt 
unverändert.

Gemäß Beschluss des Deutschen Bundestags vom 
2.  Juli  2020 werden die aufgrund der Ausnahme-
regelung gemäß Art.  115  Abs.  2  Satz  6  GG aufge-
nommenen Kredite des Haushaltsjahrs  2020 ab 
dem Bundeshaushalt  2023 sowie in den folgen-
den 19 Haushaltsjahren in Höhe von jeweils einem 
Zwanzigstel des Betrags der Kreditaufnahme zu-
rückgeführt, der nach Abschluss des Bundeshaus-
halts 2020 die nach Art. 115 Abs. 2 Satz 2 und 3 GG 
zulässige Verschuldung überstiegen hat. Ein Zwan-
zigstel des abschließend berechneten Über-
schreitungsbetrages von rund 41,893  Mrd. € sind 
2,095 Mrd. €, die ab dem Jahr 2023 jährlich zurück-
zuführen sind.

Zu dieser Tilgungsverpflichtung werden weitere 
Tilgungsverpflichtungen aus dem Jahr  2021 und 
nach dem Entwurf des Bundeshaushalts 2022 hin-
zutreten. Die Bundeshaushalte 2021 und 2022 ste-
hen weiterhin im Zeichen der Auswirkungen der 
Corona-Pandemie und der entschlossenen Bewäl-
tigung der Krise. Für das Jahr 2021 hat der Deutsche 

Bundestag nochmals eine außergewöhnliche Not-
situation im Sinne von Art.  115 Abs.  2 Satz  6  GG 
festgestellt und eine 17-jährige gleichbleibende 
Tilgung ab dem Jahr  2026 beschlossen. Nach dem 
Bundeshaushalt  2021 ergibt sich eine Überschrei-
tung der Regelgrenze der Neuverschuldung um 
rund 216,4 Mrd. €. Für das Jahr 2022 sieht der Ent-
wurf des Bundeshaushalts eine Überschreitung der 
Regel grenze um rund 98,4  Mrd. € vor. Damit er-
gibt sich für beide Jahre insgesamt ein vorläufiger 
Rückführungsbetrag ab dem Haushaltsjahr  2026 
von insgesamt 18,5  Mrd. € (rund 12,7  Mrd. € für 
die geplante Überschreitung der Regelgrenze im 
Jahr  2021 und rund 5,8  Mrd. € für die geplante 
Überschreitung der Regelgrenze im Jahr  2022). 
Nach jetzigem Stand würden zusammen mit dem 
Tilgungsplan für die Überschreitung der Regel-
grenze im Jahr  2020 in den Jahren  2026 bis  2042 
jährlich rund 20,6 Mrd. € zu tilgen sein.

Aus den Tilgungsplänen erwächst keine unmit-
telbare Verpflichtung zur Nettotilgung der ober-
halb der Regelgrenze aufgenommenen Kredite. Die 
Rückführung (Tilgung) der Kredite erfolgt über eine 
Verringerung des Neuverschuldungsspielraums.

Die tatsächliche Höhe steht für den Rückführungs-
betrag aus dem Jahr 2021 erst mit Abrechnung der 
Schuldenbremse zum 1.  September  2022 fest. Der 
Tilgungsbetrag für das Jahr  2022 steht unter dem 
Vorbehalt eines entsprechenden Beschlusses des 
Deutschen Bundestags zur Nutzung der Ausnah-
meklausel für den Bundeshaushalt 2022 und darü-
ber hinaus erst mit der Abrechnung der Schulden-
bremse für das Jahr  2022 zum 1.  September  2023 
fest (vgl. Tabelle 2).

In der Tabelle 2 wird der Tilgungsplan zum Stand 
1.  September  2021 für die Jahre  2023 bis  2042 
dargestellt.
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Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur Begrenzung der Neuverschuldung 2020

Tilgungsplan 2023 bis 2042
in Mrd. €

Summe 
Tilgungsverpflichtung

Tilgungsverpflichtung 
Ist 2020¹

 Tilgungsverpflichtung 
Soll 20211

Tilgungsverpflichtung 
Entwurf Bundeshaushalt 20222

2023 2,1 2,1

2024 2,1 2,1

2025 2,1 2,1

2026 20,6 2,1 12,7 5,8

... ... ... ... ...

2042 20,6 2,1 12,7 5,8

1 Endgültige Tilgungsbeträge.
2 Vorläufige Tilgungsbeträge.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 2
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● Das Bruttoinlandsprodukt wuchs, vor allem getrieben durch die Konsumausgaben sowie Zuwächse bei 
der Wertschöpfung im Dienstleistungsbereich, im 2. Quartal 2021 um 1,6 Prozent gegenüber dem Vor-
quartal.

 ● Nach Rückgängen im 2. Quartal 2021 konnte das Produzierende Gewerbe zu Beginn des 3. Quartals 2021 
seine Produktion wieder ausweiten. Gleichzeitig stiegen die Auftragseingänge im Juli 2021 auf ihren 
höchsten Stand seit 30 Jahren. Einem raschen Abarbeiten der vollen Auftragsbücher stehen jedoch ak-
tuell die coronabedingten Lieferschwierigkeiten bei Rohstoffen und Vorprodukten entgegen.

 ● Die Erholung am Arbeitsmarkt setzte sich im Verlauf des Sommers weiter fort. Die Arbeitslosigkeit sank 
im August 2021 auf unter 2,6 Millionen Personen, gleichzeitig waren nach Schätzungen des ifo Instituts 
erstmals seit Pandemiebeginn weniger als 1 Million Beschäftigte (rund 690.000 Beschäftigte) in Kurzar-
beit.

 ● Die Inflationsrate lag auch im August 2021 auf weiterhin temporär erhöhtem Niveau. Gegenüber dem 
Vormonat blieb das Verbraucherpreisniveau dabei konstant.

Finanzen

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis August 2021 auf rund 
200,0 Mrd. €. Damit lagen die Einnahmen um 1,7 Prozent (rund +3,4 Mrd. €) über dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen um 4,3 Prozent 
(rund +7,7 Mrd. €) gegenüber der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Einkommen- und Körperschaft-
steuer wuchsen dabei um 10,4 Prozent (rund +8,7 Mrd. €) an. Die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz 
stiegen um 12,5 Prozent (rund +8,2 Mrd. €).

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich von Januar bis August 2021 auf rund 317,4 Mrd. € und 
lagen damit um 18,9 Prozent (rund +50,4 Mrd. €) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Die Zuwei-
sungen an die Sozialversicherungen überstiegen das entsprechende Vorjahresergebnis um 14,8 Prozent 
(rund +14,6 Mrd. €). Darin enthalten waren Leistungen an den Gesundheitsfonds für durch die SARS-
CoV-2-Pandemie verursachte Belastungen, die bis August 2021 um rund 10,2 Mrd. € höher waren als im 
August 2020. Im Zeitraum von Januar bis August 2021 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit 
von 117,4 Mrd. € auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im August 2021 um 8,2 Prozent über 
dem Ergebnis vom August 2020. Dabei fiel das Plus bei den Gemeinschaftsteuern mit 11,6 Prozent aber-
mals überdurchschnittlich aus. Unter anderem waren bei Einfuhrumsatzsteuer, Lohnsteuer, veranlagter 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer zum Teil beträchtliche Zuwächse im Vorjahresvergleich zu 
verzeichnen. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt lag im August 2021 um 8,8 Prozent 
unter dem Steueraufkommen des Vorjahresmonats.
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Robuste Konjunktur entwick­
lung in den Sommermonaten

Nach einem Rückgang der Wirtschaftsleistung 
zu Jahresbeginn liegt die deutsche Wirtschaft seit 
dem Frühjahr wieder auf Expansionskurs. Laut De-
tailmeldung des Statistischen Bundesamts vom 
24.  August  2021 fiel der Zuwachs des Bruttoin-
landsprodukts in Deutschland im 2.  Quartal  2021 
in preis-, kalender- und saisonbereinigter Rech-
nung mit 1,6  Prozent gegenüber dem Vorquartal 
um 0,1 Prozentpunkte höher aus als zunächst ge-
schätzt. Damit lag die Wirtschaftsleistung noch um 
3,3 Prozent unter ihrem Vorkrisenniveau aus dem 
4.  Quartal  2019. Dabei zeigte sich zwischen den 
Wirtschaftsbereichen ein heterogenes Bild: Ent-
stehungsseitig erlebte das Verarbeitende Gewerbe 
bedingt durch stockende Lieferketten trotz ho-
her Nachfrage einen leichten Rückgang der Brut-
towertschöpfung. In Handel, Verkehr und Gast-
gewerbe legte die Bruttowertschöpfung dagegen 
deutlich zu, da im Verlauf des 2. Quartals 2021 co-
ronabedingte Einschränkungen weitreichend zu-
rückgenommen werden konnten. Der Gastgewer-
beumsatz lag beispielsweise von April bis Juni 2021 
um ein Drittel über dem des Vorquartals. Und ob-
wohl die Umsätze in der Reisebranche noch deut-
lich unter ihrem Vorkrisenniveau lagen, konnte sie 
15 Prozent mehr umsetzen als im 1. Quartal 2021. 
Nachfrageseitig wuchsen die privaten Konsumaus-
gaben um rund 3 Prozent gegenüber dem Vorquar-
tal und trugen so maßgeblich zur wirtschaftlichen 
Dynamik bei.

Von der wirtschaftlichen Erholung profitierten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in fast allen 
Wirtschaftsbereichen. Während im Januar und Fe-
bruar 2021 noch rund 10 Prozent der Beschäftigten 
in Kurzarbeit waren, ging diese Zahl bis Juni 2021 auf 

rund 4 Prozent zurück. Parallel kam es durch Neu-
einstellungen zu einer Erhöhung der Erwerbstätig-
keit, und die Arbeitslosigkeit sank spürbar. Aktuelle 
Umfragen bei Unternehmen und Arbeitsagenturen 
zeichnen ein sehr positives Stimmungsbild bezüg-
lich der weiteren Einstellungspläne und deuten so-
mit darauf hin, dass sich diese Entwicklung in den 
nächsten Monaten fortsetzen wird.

Zum Einstieg ins 3. Quartal 2021 waren im Juli bei 
Produktion und nominalen Warenexporten Zu-
wächse zu verzeichnen. Die Umsätze des Einzel-
handels gingen derweil zwar zurück, überschritten 
ihr Vorkrisenniveau aber bereits deutlich. Stim-
mungsbasierte Frühindikatoren wie Exporterwar-
tungen, Geschäfts- und Konsumklima gaben im 
August  2021 zwar jeweils etwas nach, lagen aber 
dennoch auf deutlich höherem Niveau als noch zu 
Jahresbeginn und teilweise auch spürbar über dem 
Vorkrisenniveau.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im August um 8,2  Prozent hö-
her als im Vorjahresmonat. Im Zeitraum Januar bis 
August  2021 war gegenüber dem Vergleichszeit-
raum  2020 kumuliert ein Anstieg der Steuerein-
nahmen um 7,0 Prozent zu beobachten. Gegenüber 
dem kumulierten Betrag von Januar bis August im 
Vorkrisenjahr  2019 lagen die Steuereinnahmen 
im Jahr  2021 noch um 1,7  Prozent niedriger. Die 
Aussagekraft dieser Vergleiche ist allerdings da-
durch abgeschwächt, dass die Steuereinnahmen 
seit dem Frühjahr 2020 durch eine Vielzahl steuer-
licher Stützungsmaßnahmen zur Abfederung der 
Auswirkungen der Corona-Pandemie beeinflusst 
sind. Die Entwicklung der eher konjunkturabhän-
gigen Steuerarten steht aber generell im Einklang 
mit den zuletzt zu beobachtenden konjunkturellen 
Trends und Entwicklungen einzelner Indikatoren.

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

4. Q 20 1. Q 21 2. Q 21 4. Q 20 1. Q 21 2. Q 21

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 102,3 ­4,6 +0,7 ­2,0 +1,6 ­1,9 ­3,3 +9,8 

Jeweilige Preise 3.368 ­3,0 +1,2 ­0,2 +1,4 ­1,3 ­1,5 +11,0 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.528 ­3,1 +2,1 +0,3 +1,0 ­0,3 +0,3 +12,8 

Arbeitnehmerentgelte 1.852 ­0,2 +1,4 ­0,5 +0,3 +0,4 ­0,4 +4,9 

Unternehmens­ und Vermö­
genseinkommen

676 ­10,2 +4,2 +2,4 +2,9 ­2,2 +2,0 +40,6 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.975 +0,8 +0,2 ­0,2 +0,5 +0,8 ­0,6 +3,4 

Bruttolöhne und ­gehälter 1.510 ­0,7 +1,4 ­0,9 +0,4 +0,1 ­1,2 +5,5 

Sparen der privaten Haushalte 327 +49,6 +12,9 +15,3 ­11,0 +60,6 +35,1 ­15,2

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Jun 21 Jul 21
Zweimonats­
durchschnitt Jun 21 Jul 21

Zweimonats­
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren­Exporte 1.205 ­9,3 +1,2 +0,5 +1,7 +23,6 +12,4 +17,8 

Waren­Importe 1.025 ­7,1 +0,7 ­3,8 +0,4 +27,1 +16,6 +21,8 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

94,6 ­7,3 ­1,0 +1,0 ­0,9 +5,4 +5,7 +5,5 

Industrie³ 91,5 ­9,6 ­0,6 +1,3 ­0,4 +7,0 +6,4 +6,7 

Bauhauptgewerbe 116,8 +4,2 ­1,9 +1,1 ­1,7 ­0,9 +3,6 +1,3 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,6 ­9,1 ­1,1 +1,9 ­0,4 +9,4 +6,0 +7,7 

Inland 92,2 ­7,3 ­1,1 +1,8 +0,0 +7,1 +3,9 +5,5 

Ausland 94,9 ­10,9 ­1,1 +1,8 ­0,7 +11,6 +8,2 +9,9 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,9 ­6,3 +4,6 +3,4 +4,5 +26,5 +24,4 +25,4 

Inland 97,2 ­7,3 +9,8 ­2,5 +9,0 +16,3 +24,8 +20,3 

Ausland 91,9 ­5,0 +0,9 +8,0 +1,5 +35,3 +24,2 +29,6 

Bauhauptgewerbe 122,9 ­2,1 ­3,7 . +1,4 ­6,4 . +0,9 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,8 +4,5 +4,5 ­5,1 +4,1 +6,5 ­0,3 +3,0 

Handel mit Kfz 111,1 ­4,2 +1,3 . ­0,0 +16,3 . +18,6 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Anstieg bei Warenexporten, 
Rückgang bei Warenimporten 
im Juli 2021

Zum Start ins 3. Quartal 2021 konnten die nomina-
len Warenexporte um saisonbereinigt 0,5  Prozent 
gegenüber dem Vormonat zulegen, wenngleich die 
Dynamik geringer ausfiel als im Juni 2021. Bei den 
nominalen Warenimporten war hingegen nach 
zwei Anstiegen in Folge ein deutlicher Rückgang 
von saisonbereinigt 3,8  Prozent gegenüber dem 
Vormonat zu verzeichnen; im weniger volatilen 
Zweimonatsvergleich ergab sich jedoch noch ein 
leichtes Plus.

Insgesamt gesehen liegen die nominalen Importe 
bereits seit einigen Monaten über dem Vorkrisen-
niveau. Dies zeigt sich auch in der Entwicklung des 
Aufkommens der Einfuhrumsatzsteuer, das von 
Januar bis August  2021 kumuliert um 9,6  Prozent 

oberhalb des Aufkommens im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres liegt.

Die Bilanz des Warenhandels nach Ursprungs-
werten, mit Ergänzungen zum Außenhandel, lag 
im Zeitraum Januar bis Juli 2021 mit 119,3 Mrd. € 
über dem Vorjahresniveau (+19,5  Mrd. €). Der 
Leistungsbilanzüberschuss lag im selben Zeit-
raum mit 141,0  Mrd. € um 21,3  Mrd. € über dem 
Vorjahresniveau.

Die Frühindikatoren zum Außenhandel in Deutsch-
land sind weiterhin grundsätzlich positiv ausge-
richtet, wenngleich sich die Stimmung unter den 
Exporteuren im August 2021 laut ifo Institut einge-
trübt hat. Einen deutlichen Dämpfer haben dabei 
vor allem die Elektroindustrie und die Nahrungs-
mittelindustrie hinnehmen müssen. Die Automo-
bilindustrie hingegen erwartet eine größere Dyna-
mik beim Auslandsgeschäft.

Arbeitsmarkt

2020 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Jun 21 Jul 21 Aug 21 Jun 21 Jul 21 Aug 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,70 +18,9 ­43 ­90 ­53 ­239 ­320 ­377

Erwerbstätige, Inland 44.898 ­0,8 +83 +100 . +162 +280 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,54 +1,7 +79 . . +463 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2020 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Jun 21 Jul 21 Aug 21 Jun 21 Jul 21 Aug 21

Importpreise 97,3 ­4,3 +1,6 +2,2 . +12,9 +15,0 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 103,8 ­1,0 +1,3 +1,9 . +8,5 +10,4 .

Verbraucherpreise 105,8 +0,5 +0,4 +0,9 +0,0 +2,3 +3,8 +3,9 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Jan 21 Feb 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21 Jun 21 Jul 21 Aug 21

Klima ­1,7 +2,9 +11,5 +11,4 +17,0 +22,5 +20,1 +17,3 

Geschäftslage +3,9 +7,1 +12,7 +15,1 +18,5 +27,5 +28,9 +31,0 

Geschäftserwartungen ­7,2 ­1,2 +10,3 +7,8 +15,6 +17,6 +11,8 +4,4 

1 Stand: August 2021; Bruttoinlandsprodukt 2. Quartal 2021: detaillierte Meldung des Statistischen Bundesamtes (24. August 2021).
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Produzierendes Gewerbe 
startet mit Zuwächsen in das 
3. Quartal 2021

Nach Rückgängen im 2.  Quartal  2021 konnte das 
Produzierende Gewerbe zu Beginn des 3.  Quar-
tals wieder expandieren. So stieg die Produktion 
im Produzierenden Gewerbe im Juli  2021 saison-
bereinigt um 1,0 Prozent im Vergleich zum Vormo-
nat. Im Vergleich zum Vorjahresmonat lag die Pro-
duktion zwar um 5,7 Prozent höher, aber noch um 
5,5  Prozent unter dem Niveau des Vorkrisenmo-
nats Februar 2020.

Die Industrieproduktion (ohne Energie und Bauge-
werbe) stieg im Juli 2021 gegenüber dem Vormonat 
um saisonbereinigt 1,3  Prozent an. Innerhalb der 
Industrie nahm dabei die Produktion von Investiti-
onsgütern um 3,2 Prozent und die Produktion von 
Konsumgütern um 0,9 Prozent zu. Demgegenüber 
sank die Vorleistungsgüterproduktion um 0,5 Pro-
zent. Dabei konnten beispielsweise die Autobauer 
ihre Produktion im Juli 2021 um 1,9 Prozent stei-
gern: Sie erhöhten laut ifo Institut im August 2021 
ihre Produktions- und Exporterwartungen für die 
kommenden Monate merklich. Die Bauproduktion 
stieg im Juli  2021 um saisonbereinigt 1,1  Prozent. 
Dabei gingen im Juli und August 2021 nach Befra-
gungen des ifo  Instituts die Materialengpässe auf 
hohem Niveau etwas zurück.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
stiegen im Juli  2021 saisonbereinigt um 3,4  Pro-
zent gegenüber dem Vormonat an und erreichten 
damit ihren höchsten Stand seit 30 Jahren. Beson-
ders groß war das Auftragsplus aus dem nicht zum 
Euroraum gehörenden Ausland, was laut Statisti-
schem Bundesamt auf Großaufträge im Bereich 
Schiffsbau zurückzuführen war. Laut einer Um-
frage des ifo  Instituts verschärfte sich jedoch der 
Materialmangel in der Industrie im August  2021 
teilweise noch. 69 Prozent der befragten Unterneh-
men gaben an, von Knappheiten betroffen zu sein, 
im Juli  2021 waren es mit 64  Prozent noch etwas 
weniger gewesen.

Insgesamt dürften so die anhaltenden Liefer-
schwierigkeiten bei Rohstoffen und Vorprodukten 
in den kommenden Monaten ein schnelles Abar-
beiten des sehr hohen Auftragsbestands verhin-
dern. Die vollen Auftragsbücher sowie die grund-
sätzlich positiv ausgerichteten und am aktuellen 
Rand weiter gestiegenen Produktionserwartun-
gen lassen aber in nächster Zeit eine in der Tendenz 
steigende Produktion im Produzierenden Gewerbe 
erwarten.

Privater Konsum noch volatil

Die realen Umsätze der Einzelhandelsunterneh-
men gingen im Juli 2021 preis-, kalender- und sai-
sonbereinigt nach dem deutlichen Plus im Vormo-
nat wieder um 5,1  Prozent zurück. Im Vergleich 
zum Vorkrisenmonat Februar 2020 lagen die Um-
sätze aber weiterhin merklich höher (aktuell 
+3,8  Prozent). Die Geschäfte mit Textilien, Beklei-
dung, Schuhen und Lederwaren verzeichneten ei-
nen Umsatzrückgang um 10,5  Prozent gegenüber 
dem Vormonat und lagen damit nach einem kräf-
tigen Anstieg im Vormonat Juni 2021 wieder etwas 
unter ihrem Vorkrisenniveau. Der Internet- und 
Versandhandel verzeichnete im Juli 2021 ein Um-
satzminus von 11,9 Prozent im Vergleich zum Vor-
monat. Dennoch lagen die Umsätze in dieser Bran-
che mit 20,7 Prozent weiterhin deutlich über dem 
Niveau vom Februar 2020.

Laut ifo  Geschäftsklima trübten sich im Dienst-
leistungsbereich, insbesondere getrieben durch 
Gastgewerbe und Tourismus, im August nach 
deutlichen Anstiegen im 2. Quartal 2021 die Erwar-
tungen über die kommenden Monate wieder spür-
bar ein. Zugleich zeigte sich der Dienstleistungs-
bereich merklich zufriedener mit seiner aktuellen 
Geschäftslage als im Vormonat. Im Handel ver-
schlechterte sich neben den Erwartungen dagegen 
auch die aktuelle Lageeinschätzung. Nichtsdesto-
trotz lag der Gesamtindex des ifo Geschäftsklimas 
mit 99,4 Punkten weiterhin über dem Vorkrisenni-
veau von Februar 2020.

48



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

49

Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

Monatsbericht des BMF 
September 2021

Nachfrageseitig konnte sich das GfK-Konsum-
klima nach Zugewinnen in den Vormonaten im 
August  2021 vor dem Hintergrund moderaterer 
Erwartungen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher nicht noch einmal verbessern und sank um 
0,1 Punkte auf 0,4 Punkte. Die Einkommenserwar-
tung steigerte sich dagegen und lag sehr deutlich 
über dem Vorjahresniveau, was mit den positiven 
Entwicklungen am Arbeitsmarkt, insbesondere der 
stark zurückgehenden Kurzarbeit, zusammenhän-
gen dürfte. Die Konjunkturerwartungen der Ver-
braucherinnen und Verbraucher verblieben trotz 
eines Rückgangs deutlich über dem Vorkrisenni-
veau und die Befragten sahen die deutsche Wirt-
schaft nach wie vor klar im Aufschwung.

Für September  2021 prognostiziert die GfK ein 
leicht schlechteres Konsumklima von 1,2 Punkten, 
was sie auf zuletzt gestiegene Unsicherheiten der 
Konsumentinnen und Konsumenten bezüglich des 
weiteren Pandemieverlaufs zurückführt. Da sich 
die Konsumlaune aber insgesamt seit Jahresbeginn 
deutlich verbessert hat, werden vom privaten Kon-
sum im weiteren Verlauf fortgesetzt positive Im-
pulse für die Gesamtwirtschaft erwartet.

Die Erholung des privaten Konsums im Jahresver-
lauf machte sich auch bei der (Binnen-)Umsatz-
steuer bemerkbar und dürfte dazu beigetragen 
haben, dass ihr Aufkommen in den ersten acht Mo-
naten dieses Jahres um 9,5 Prozent höher lag als im 
Vorjahreszeitraum.

Merkliche Erholung am 
Arbeitsmarkt auch im 
August 2021

Die Arbeitslosigkeit war im August  2021 erneut 
spürbar rückläufig und sank nach Ursprungswer-
ten auf 2,58  Millionen Personen. Saisonbereinigt 
nahm die Arbeitslosenzahl gegenüber dem Vormo-
nat um 53.000  Personen ab. Die saisonbereinigte 
Arbeitslosenquote sank damit gegenüber Juni 2021 
um 0,1  Prozentpunkte auf 5,5  Prozent. Die Erho-
lung des Arbeitsmarkts hatte sich im Juli 2021 auch 

in der Erwerbstätigkeit der Personen mit Wohnort 
in Deutschland (Inländerkonzept) gezeigt, die um 
saisonbereinigt 105.000  Personen gegenüber dem 
Vormonat angestiegen war. Nach Ursprungswerten 
und Inländerkonzept waren 44,8 Millionen Perso-
nen erwerbstätig, das entsprach einem Anstieg um 
100.000 Personen gegenüber Juli 2020. Im Juni 2021 
stieg die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung nach Hochrechnungen der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) auf 33,8 Millionen Personen, das wa-
ren 1,4  Prozent mehr als im Vorjahresmonat. Ne-
ben dem positiven Trend der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung erhöhte sich von Mai auf 
Juni 2021 bei Wiederöffnungen in der Gastronomie 
auch die ausschließlich geringfügige Beschäftigung 
merklich, nach Stagnation und Rückgängen in den 
Monaten davor.

Nach Hochrechnungen der  BA erhielten im 
Juni  2021 1,59  Millionen Beschäftigte konjunktu-
relles Kurzarbeitergeld  – ein spürbarer Rückgang 
gegenüber Mai 2021, durch den die Zahl der Kurz-
arbeitenden erstmals seit Beginn der Krise unter 
2 Millionen sank. Der durchschnittliche Arbeitsaus-
fall lag bei 44 Prozent und damit erstmals seit Jah-
resbeginn wieder spürbar unter 50 Prozent. Im Juli 
und August 2021 sank die Kurzarbeit laut Schätzun-
gen des ifo Instituts noch einmal merklich auf zu-
letzt 690.000 Personen. Dies betraf laut ifo Institut 
nahezu alle Wirtschaftszweige. Die Zahl der Kurz-
arbeitenden in der Industrie sank von 4,2 Prozent 
auf 2,7 Prozent, obwohl einige Bereiche noch von 
Lieferengpässen betroffen waren. Auch im Einzel-
handel sank die Kurzarbeit auf niedrigem Niveau 
weiter ab, hier waren noch 1,5 Prozent der Beschäf-
tigten betroffen. Die anhaltende Verbesserung der 
Lage am Arbeitsmarkt zeigt sich auch in einem ge-
genüber dem Vorjahr – trotz steuerlicher Erleichte-
rungen – weiterhin deutlich höheren Lohnsteuer-
aufkommen (+4,5 Prozent gegenüber August 2020, 
s. a. Beitrag zur Entwicklung der Steuereinnahmen 
in dieser Ausgabe).

Nach vorne blickend sind Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungsbarometer des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung sowie des ifo Instituts 
im August  2021 auf hohem Niveau erneut etwas 



Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

Monatsbericht des BMF 
September 2021

 
BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                    in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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gestiegen und deuten damit insgesamt auf eine 
Fortsetzung der Erholung am Arbeitsmarkt hin. 
Im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel waren 
beim ifo Barometer, das auf Befragungen von Un-
ternehmen zu ihrer Personalplanung beruht, aller-
dings leichte Einbußen zu verzeichnen. Gleichwohl 

planen auch die Industrie- und Handelsunterneh-
men weiterhin, ihr Personal aufzustocken. Laut 
ifo  Institut suchen insbesondere die Elektrobran-
che und der Maschinenbau neue Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.
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Inflationsrate im August ge­
genüber Juli 2021 unverändert 
auf erhöhtem Niveau

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) wird 
weiterhin deutlich von den Basis- und Sondereffek-
ten infolge der temporären Senkung der Umsatz-
steuersätze und bei den Energiepreisen (coronabe-
dingtes Tief im vergangenen Jahr sowie Einführung 
der nationalen CO2-Bepreisung zu Beginn des lau-
fenden Jahres), aber auch von den Preissteigerun-
gen bei Vorprodukten beeinflusst und befindet sich 
auf merklich erhöhtem Niveau. Im August lag die 
Inflationsrate nach Berechnungen des Statistischen 
Bundesamts bei 3,9  Prozent und damit ähnlich 
hoch wie im Vormonat (3,8 Prozent). Im Vergleich 
mit dem Vormonat Juli 2021 blieben die Verbrau-
cherpreise insgesamt gesehen konstant. Im Einzel-
nen betrug die Inflationsrate beim Gesamtindex für 
Waren 5,6 Prozent (nach 5,4 Prozent im Juli 2021), 
darunter 12,6  Prozent für Energie (nach 11,6  Pro-
zent) und 4,6  Prozent für Nahrungsmittel (nach 
4,3 Prozent). Der Anstieg des Index für Dienstleis-
tungen lag bei 2,5  Prozent (nach 2,2  Prozent), da-
runter war unverändert ein Plus von 1,3  Prozent 
bei Wohnungsmieten zu verzeichnen.

Die zwischenzeitlich stark gestiegenen Rohstoff-
preise machen sich in deutlichen Anstiegen der Im-
port- und Erzeugerpreise bemerkbar. So sind z.  B. 
im Juli 2021 die Importpreise für Eisenerze, gesäg-
tes und gehobeltes Holz und Spanplatten sowie 
Roheisen und Stahl gegenüber dem Vorjahr stark 
gestiegen. Am aktuellen Rand sind an den Welt-
märkten die Holzpreise wieder deutlich gefallen, 
während die Preise für Eisenerz und auch verschie-
dene landwirtschaftliche Güter zwar gesunken, 
aber auf einem gegenüber den Vorjahren erhöh-
ten Niveau verblieben sind. Der Ölpreis hat sich zu-
letzt eher seitwärts entwickelt, sodass hier kein zu-
sätzlicher Inflationsdruck, aber zunächst auch kein 
Nachlassen des Basiseffekts zu erwarten ist. Bis 
Jahresende ist insgesamt weiterhin mit temporär 
deutlich erhöhten Inflationsraten zu rechnen, be-
vor zum Jahreswechsel zentrale Basis- und Sonder-
effekte entfallen werden. Für das kommende Jahr 
ist mit einer Rückkehr zu moderateren Inflations-
raten zu rechnen.
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Steuereinnahmen im August 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im August  2021 um 8,2  Prozent 
über dem Ergebnis vom August 2020. Dabei fiel das 
Plus bei den Gemeinschaftsteuern mit 11,6 Prozent 
abermals überdurchschnittlich aus. Unter anderem 
waren bei Einfuhrumsatzsteuer, Lohnsteuer, veran-
lagter Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
zum Teil beträchtliche Zuwächse im Vorjahresver-
gleich zu verzeichnen. Bei den Bundessteuern er-
gab sich im August  2021 ein Einnahmerückgang 
um 8,8  Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Ein-
nahmen aus den Ländersteuern wiesen hingegen 
einen Anstieg um 17,8 Prozent auf.

EU­Eigenmittel

Im Berichtsmonat August  2021 lagen die Zahlun-
gen von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um 
knapp 1,7  Mrd. € (+119,1  Prozent) über dem Er-
gebnis im August  2020. Der Abruf von BNE- und 
Mehrwertsteuer-Eigenmitteln war aufgrund der 
Abrechnung des deutschen Beitrags zu den Berich-
tigungshaushalten 1/2021 und 2/2021 (u. a. Finan-
zierung der Reaktion auf COVID-19 und Anpassun-
gen nach endgültiger Annahme des Mehrjährigen 
Finanzrahmens) höher als im Vorjahresmonat. Die 
monatlichen Anforderungen der Europäischen 
Union (EU) orientieren sich grundsätzlich an dem 
jeweils gültigen Jahreshaushalt der EU.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis August 2021

In den Monaten Januar bis August  2021 stieg das 
Steueraufkommen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) um 7,0  Prozent gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum. Die Einnahmen aus den Gemein-
schaftsteuern stiegen dabei um 9,6  Prozent; das 
Aufkommen der Bundessteuern sank um 8,0 Pro-
zent. Die Ländersteuern verzeichneten einen Ein-
nahmezuwachs um 12,6 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im August  2021 einen Anstieg um 
10,7  Prozent gegenüber dem Ergebnis vom Au-
gust  2020. Hier profitierte der Bund  – ebenso wie 
Länder und Gemeinden  – vom Plus beim Steuer-
aufkommen der Gemeinschaftsteuern insgesamt 
(+11,6  Prozent), was zu deutlich gestiegenen Ein-
nahmen aus dem Bundesanteil an den Gemein-
schaftsteuern um 14,8  Prozent gegenüber Au-
gust  2020 maßgeblich beitrug. Demgegenüber 
standen geringere Einnahmen des Bundes aus den 
Bundessteuern (-8,8  Prozent). Zudem waren u.  a. 
höhere Eigenmittelabführungen des Bundes an 
die EU sowie höhere Bundesergänzungszuweisun-
gen an die Länder zu leisten.

Die Länder verbuchten im August  2021 insge-
samt einen leichten Anstieg ihrer Steuereinnah-
men um 0,4  Prozent gegenüber dem Vorjahres-
monat. Dabei standen starke Zuwächse bei den 
Gemeinschaft- und Ländersteuern einem deutli-
chen Rückgang der Regionalisierungsmittel (Öf-
fentlicher Personennahverkehr) im Vergleich zum 
vergangenen August gegenüber. Letzteres lag maß-
geblich daran, dass die den Ländern mit dem Ge-
setz über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung 
des Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets 
zusätzlich zugewiesenen Regionalisierungsmittel 
in Höhe von 2,5 Mrd. € im August 2020 ausgezahlt 
wurden. Ein entsprechend gegenläufiger Effekt im 
Vorjahresvergleich ergibt sich bei den Steuerein-
nahmen des Bundes im August  2021. Die Länder-
einnahmen aus den Gemeinschaftsteuern stiegen 
dagegen insgesamt spürbar um 9,7 Prozent. Bei den 
Ländersteuern war ebenfalls ein deutliches Plus 
von 17,8 Prozent zu verzeichnen. Ferner erhielten 
die Länder höhere Bundesergänzungszuweisungen 
(+48,8 Prozent). Die Einnahmen der Gemeinden aus 
ihrem Anteil an den Gemeinschaftsteuern stiegen 
um 6,7 Prozent.
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Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im Au-
gust  2021  – trotz der einnahmemindernden Ent-
lastungen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
in diesem Jahr durch die Erhöhung des Grund-
freibetrags sowie die Verschiebung der übrigen 

Tarifeckwerte – um 4,5 Prozent über dem Aufkom-
men im Vorjahresmonat. Der Zuwachs dürfte maß-
geblich die anhaltende Erholung am Arbeitsmarkt 
reflektieren, die sich in sinkender Arbeitslosigkeit, 
steigender Beschäftigung und  – laut Hochrech-
nungen der Bundesagentur für Arbeit und Schät-
zungen des ifo Instituts – auf den geringsten Wert 
seit Beginn der Krise gefallener Kurzarbeit zeigt 
(siehe Beitrag zur konjunkturellen Entwicklung aus 
finanzpolitischer Sicht in dieser Ausgabe). Das aus 

2021

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 17.680 +4,4 138.767  ­0,2 211.300 +1,0

Veranlagte Einkommensteuer 602 X 33.270 +15,4 61.150 +3,7

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.676 +47,2 18.023 +21,1 21.400  ­0,5

Abgeltungsteuer auf Zins­ und 
Veräußerungserträge  
(einschließlich ehemaligem Zinsabschlag)

675 +29,5 6.648 +43,0 7.500 +10,9

Körperschaftsteuer 453 +4.872,9 20.171 +90,5 28.150 +16,0

Steuern vom Umsatz 23.492 +8,5 159.841 +9,5 245.400 +11,8

Gewerbesteuerumlage 211 +46,9 2.655 +26,7 4.419 +16,3

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X ­0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 44.789 +11,6 379.375 +9,6 579.319 +6,4

Bundessteuern

Energiesteuer 3.227  ­3,6 18.941  ­3,2 39.150 +4,0

Tabaksteuer 1.245  ­1,3 9.129 +0,0 14.460  ­1,3

Alkoholsteuer 181 +9,8 1.256  ­6,0 1.935  ­13,5

Versicherungsteuer 1.395 +1,8 11.788 +2,6 14.890 +2,3

Stromsteuer 546  ­2,9 4.395 +1,3 6.740 +2,7

Kraftfahrzeugsteuer 753 +1,2 6.670 +0,3 9.545 +0,2

Luftverkehrsteuer 75 +128,5 240 +17,7 450 +54,1

Solidaritätszuschlag 402  ­63,5 6.582  ­42,6 10.050  ­46,2

Übrige Bundessteuern 115  ­0,8 913  ­2,1 1.401  ­6,6

Bundessteuern insgesamt 7.938  ­8,8 59.914  ­8,0 98.621  ­6,6

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 765 +10,8 6.210 +11,7 8.500  ­1,2

Grunderwerbsteuer 1.467 +23,5 11.967 +13,4 16.700 +4,0

Rennwett­ und Lotteriesteuer 187 +19,6 1.445 +10,7 2.170 +6,2

Biersteuer 59  ­10,9 386 +15,8 585 +3,3

Übrige Ländersteuern 28 +5,8 398 +5,4 522 +2,4

Ländersteuern insgesamt 2.506 +17,8 20.407 +12,6 28.477 +2,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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dem Lohnsteueraufkommen ausgezahlte Kinder-
geld stieg um 4,9 Prozent gegenüber August 2020. 
Hier wirkt sich seit 1.  Januar  2021 die mit dem 
Zweiten Familienentlastungsgesetz beschlossene 
Kindergelderhöhung um 15 € pro Kind aus. Im Er-
gebnis erhöhte sich das kassenmäßige Lohnsteu-
eraufkommen im Vergleich zum August  2020 um 
4,4 Prozent. In den Monaten Januar bis August 2021 
lag das kassenmäßige Lohnsteueraufkommen da-
mit noch um insgesamt 0,2 Prozent unter dem Ni-
veau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im August  2021 wurden rund 0,5  Mrd. € Kör-
perschaftsteuer brutto vereinnahmt nach rund 
0,01 Mrd. € im Vorjahresmonat. In Monaten, in de-
nen das Aufkommen nicht maßgeblich von Vo-
rauszahlungen für das laufende Jahr bestimmt wird, 
sind regelmäßig merkliche prozentuale Schwan-
kungen im Steueraufkommen gegenüber dem Vor-
jahresmonat zu beobachten. Der Vorjahresvergleich 

wird zudem derzeit erschwert durch die Auswir-
kungen der untergesetzlichen Corona-Maßnah-
men auf das Aufkommen. Aus dem Bruttoaufkom-
men wurde die Forschungszulage erstattet sowie 
die Investitionszulage vereinnahmt. Der Einfluss 
auf das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkom-
men war dabei per saldo mit einem Volumen von 
insgesamt rund 700.000 € marginal. In den Mo-
naten Januar bis August 2021 stieg das kassenmä-
ßige Körperschaftsteueraufkommen insgesamt um 
90,5 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Bruttoaufkommen aus veranlagter Einkom-
mensteuer lag im August 2021 bei rund 1,8 Mrd. € 
(+72,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr). Ebenso wie 
bei der Körperschaftsteuer wird der Vorjahresver-
gleich durch die Auswirkungen der untergesetzli-
chen Corona-Maßnahmen beeinflusst. Vom Brut-
toaufkommen sind die Arbeitnehmererstattungen 
abzuziehen, deren Niveau gegenüber August  2020 

54

2021

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU­Eigenmittel

Zölle 443  ­8,4 3.127 +1,7 4.950 +5,3

Mehrwertsteuer­Eigenmittel 370 +184,2 2.956 +64,1 4.430 +79,1

BNE­Eigenmittel 2.317 +184,2 20.230 +36,7 33.290 +30,0

EU­Eigenmittel insgesamt 3.130 +119,1 26.314 +33,7 42.670 +30,1

Bund³ 22.298 +10,9 187.049 +4,1 293.760 +3,8

Länder³ 26.554 +0,4 217.121 +7,7 324.596 +2,6

EU 3.130 +119,1 26.314 +33,7 42.670 +30,1

Gemeindeanteil an der Einkommen­ und 
Umsatzsteuer

3.694 +6,7 32.339 +2,8 50.341 +0,5

Steueraufkommen insgesamt  
(ohne Gemeindesteuern)

55.676 +8,2 462.823 +7,0 711.367 +4,3

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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um 10,4 Prozent niedriger lag. Zudem waren in ge-
ringem Ausmaß noch Investitions-, Forschungs- 
und Eigenheimzulagen zu berücksichtigen. In 
Summe wurden im August  2021 rund 0,6  Mrd. € 
veranlagte Einkommensteuer vereinnahmt. In den 
Monaten Januar bis August  2021 lag das kassen-
mäßige Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer insgesamt um 15,4 Prozent über dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im August  2021 lag das Bruttoaufkommen der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 25,9 Pro-
zent über demjenigen im Vorjahresmonat. Aus dem 
Bruttoaufkommen wurden rund 46  Mio. € Erstat-
tungen durch das Bundeszentralamt für Steuern 
geleistet (-80,0  Prozent gegenüber August  2020). 
Insgesamt ergab sich damit ein Anstieg des Kassen-
aufkommens der nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag um 47,2 Prozent gegenüber August 2020. In 
den Monaten Januar bis August 2021 lag das kassen-
mäßige Aufkommen der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag insgesamt um 21,1  Prozent über dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins­ und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge verzeichnete im Ver-
gleich zum August 2020 einen Anstieg um 29,5 Pro-
zent. In den Monaten Januar bis August 2021 stieg 
das kassenmäßige Aufkommen insgesamt um 
43,0 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
August 2021 um 8,5 Prozent höher als im Vorjah-
resmonat. Die Einnahmen aus der Binnen-Umsatz-
steuer stiegen dabei leicht um 0,3 Prozent. Hierbei 
ist allerdings zu beachten, dass die Vergleichsbasis 
aus dem Vorjahresmonat infolge der Auswirkun-
gen der steuerlichen Maßnahmen zur Abfederung 
der Auswirkungen der Corona-Pandemie erhöht 
war. Im Vorjahreszeitraum hatte sich aus den Stun-
dungen im Rahmen der Corona-Maßnahmen ein 
positiver Saldo in beträchtlichem Ausmaß ergeben, 
da die fällig gewordenen gestundeten Steuerschul-
den den Umfang der im selben Monat gewährten 
Stundungen überstiegen. Im hohen Aufkommen 
im August  2021 dürfte sich daher auch die merk-
liche wirtschaftliche Erholung widerspiegeln. Die 
Einnahmen aus der Einfuhrumsatzsteuer lagen 
im August 2021 um 42,3 Prozent über dem Vorjah-
resmonatswert. Dies dürfte auch Ausdruck dessen 
sein, dass die nominalen Warenimporte seit Beginn 
der Krise wieder sehr deutlich gestiegen sind und 
seit dem Frühjahr sogar spürbar über dem Vorkri-
senniveau liegen. In den Monaten Januar bis Au-
gust 2021 stieg das kassenmäßige Aufkommen der 
Steuern vom Umsatz insgesamt um 9,5 Prozent ge-
genüber dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im August 2021 um 8,8 Prozent unter dem Steu-
eraufkommen des Vorjahresmonats. Signifikante 
Einnahmerückgänge waren bei der Stromsteuer 
(-2,9 Prozent), der Tabaksteuer (-1,3 Prozent) sowie 
der Energiesteuer (-3,6 Prozent) zu verzeichnen. Das 
Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag verrin-
gerte sich um 63,5 Prozent gegenüber August 2020. 
Spürbare Anstiege im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat waren bei der Versicherungsteuer (+1,8  Pro-
zent), der Kraftfahrzeugsteuer (+1,2  Prozent) und 
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der Luftverkehrsteuer (+128,5 Prozent) zu verzeich-
nen. Letzteres dürfte auch reflektieren, dass der 
Flugverkehr an deutschen Flughäfen zuletzt ober-
halb des Vorjahresniveaus lag. Die Veränderun-
gen bei den übrigen Steuerarten hatten betragsmä-
ßig nur geringen Einfluss auf das Gesamtergebnis 
der Bundessteuern. In den Monaten Januar bis Au-
gust  2021 verringerte sich das kassenmäßige Auf-
kommen der Bundessteuern insgesamt um 8,0 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Au-
gust  2021 deutlich um 17,8  Prozent über dem Er-
gebnis im August  2020. Die Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer stiegen um 23,5  Prozent, die 
Einnahmen aus der Erbschaftsteuer um 10,8  Pro-
zent, aus der Feuerschutzsteuer um 5,8 Prozent und 
aus der Rennwett- und Lotteriesteuer um 19,6 Pro-
zent. Bei der Biersteuer ergab sich ein Rückgang 
um 10,9  Prozent. In den Monaten Januar bis Au-
gust 2021 stieg das Aufkommen der Ländersteuern 
insgesamt um 12,6 Prozent.

56
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich August 2021

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts belie-
fen sich im Zeitraum Januar bis August  2021 auf 
rund 200,0  Mrd. €. Damit lagen die Einnahmen 
um 1,7  Prozent (rund +3,4  Mrd. €) über dem ent-
sprechenden Vorjahresniveau. Die Steuereinnah-
men (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) stie-
gen um 4,3  Prozent (rund +7,7  Mrd. €) gegenüber 
der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Einkom-
men- und Körperschaftsteuer wuchsen dabei um 
10,4  Prozent (rund +8,7  Mrd. €) an. Die Einnah-
men aus Steuern vom Umsatz stiegen um 12,5 Pro-
zent (rund +8,2 Mrd. €). Das Aufkommen aus dem 
Solidaritätszuschlag verringerte sich dagegen um 
42,6  Prozent (rund -4,9  Mrd. €). Dieser Rückgang 
ist im Wesentlichen auf die Abschaffung des Soli-
daritätszuschlags ab diesem Jahr für rund 90 Pro-
zent der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen 
zurückzuführen. Die Zunahme der Steuereinnah-
men wurde auch durch die Zahlungen an die Euro-
päische Union (EU) – BNE-Eigenmittel der EU und 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel der  EU  – gedämpft, 
die um rund 6,6 Mrd. € höher waren als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum.

Die Sonstigen Einnahmen lagen kumuliert bis Au-
gust 2021 um 23,0 Prozent (rund -4,3 Mrd. €) unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Dies war vor 
allem auf das Ausbleiben der Abführung des Bun-
desanteils am Reingewinn der Deutschen Bundes-
bank (2,5 Mrd. €) zurückzuführen.

Ausgaben

Der Vollzug des Haushalts  2021 ist wesent-
lich von der Bewältigung der COVID-19-Pande-
mie und ihrer Folgen geprägt. Die Ausgaben des 

Bundeshaushalts beliefen sich von Januar bis Au-
gust  2021 auf rund 317,4  Mrd. € und lagen damit 
um 18,9 Prozent (rund +50,4 Mrd. €) über dem ent-
sprechenden Vorjahresniveau. Nach ökonomi-
schen Arten gegliedert resultierte der Anstieg der 
Ausgaben im betrachteten Zeitraum überwiegend 
aus höheren konsumtiven Ausgaben (+14,7 Prozent 
beziehungsweise rund +36,0  Mrd. €). Ein Großteil 
der höheren Ausgaben wurde für laufende Zuwei-
sungen an Sozialversicherungen und Zuschüsse 
an Unternehmen aufgewendet. Die Zuschüsse 
an Unternehmen stiegen um 42,9  Prozent (rund 
+14,8  Mrd. €). Dabei wurde der überwiegende Teil 
der höheren Ausgaben für Corona-Unternehmens-
hilfen aufgewendet. Von den für diesen Zweck 
zur Verfügung gestellten Mitteln waren bis zum 
31. August 2021 rund 29,5 Mrd. € abgeflossen. Die 
Zuweisungen an Sozialversicherungen überstiegen 
das entsprechende Vorjahresergebnis um 14,8 Pro-
zent (rund +14,6  Mrd. €). Darin enthalten waren 
Leistungen an den Gesundheitsfonds für durch 
die SARS-CoV-2-Pandemie verursachte Belastun-
gen, die bis August 2021 um rund 10,2 Mrd. € hö-
her waren als im August 2020. Weiterhin enthalten 
waren Zuweisungen an die Liquiditätsreserve des 
Gesundheitsfonds für das erstmals in diesem Jahr 
aufgelegte Zukunftsprogramm Krankenhäuser, die 
in der dafür veranschlagten Höhe von 3,0  Mrd. € 
ausgezahlt wurden.

Investiv wurden im Berichtszeitraum Mittel in 
Höhe von rund 35,6  Mrd. € verausgabt. Damit 
wurde das Niveau vom August 2020 um 67,8 Pro-
zent (rund +14,4 Mrd. €) übertroffen. Dies war vor 
allem auf unterjährige Liquiditätshilfen an die Bun-
desagentur für Arbeit zurückzuführen, die als Dar-
lehen verbucht wurden und um rund 13,2  Mrd. € 
höher waren als im entsprechenden Zeitraum des 
Vorjahres. Die Sachinvestitionen gingen aufgrund 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2020 Soll 2021¹ Ist­Entwicklung² August 2021

Ausgaben (Mrd. €)³ 441,8 547,7 317,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +18,9

Einnahmen (Mrd. €)4 311,1 307,3 200,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +1,7

Steuereinnahmen (Mrd. €) 283,3 284,0 185,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +4,3

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) ­130,7 ­240,4 ­117,4

Deckung/Verwendung: 130,7 240,4 117,4

Kassenmittel (Mrd. €) ­ ­ 49,4

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,2 0,2

Saldo der Rücklagenbewegungen5 0 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 130,5 240,2 67,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 

vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Buchungsergebnisse.
3 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6 (­) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

geringerer Ausgaben für Baumaßnahmen um 
48,5 Prozent (rund -3,1 Mrd. €) zurück. Die gegen-
über dem Vorjahr geringeren Ausgaben für Bau-
maßnahmen waren vor allem auf einen Sonder-
effekt zurückzuführen, der das ganze Jahr wirken 
wird. Die Investitionen im Fernstraßenbau werden 
ab dem Jahr 2021 an die „Autobahn GmbH des Bun-
des“ ausgelagert. Die „Autobahn  GmbH des Bun-
des“ erhält die dafür benötigten Mittel über Zu-
schüsse für Investitionen, die im August  2021 um 
rund 2,1 Mrd. € höher gewesen sind als im August 
des vergangenen Jahres. Gemäß Soll 2021 erhält die 
„Autobahn  GmbH des Bundes“ dieses Jahr insge-
samt Zuschüsse für Investitionen in Höhe von rund 
5,5  Mrd. €. Bei den Bauinvestitionen sind daher 
im Jahr 2021 auch rund 4,7 Mrd. € weniger veran-
schlagt als im Soll des Jahres 2020 (rund 4,2 Mrd. € 
weniger gegenüber dem Ist 2020).

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar bis August 2021 wies der 
Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
117,4 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist­Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

August 
2020

August 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 95.479 21,6 103.911 19,0 56.534 59.710 +5,6

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.127 2,7 12.324 2,3 5.363 6.297 +17,4

Verteidigung 45.471 10,3 47.019 8,6 27.200 28.018 +3,0

Politische Führung, zentrale Verwaltung 19.199 4,3 22.707 4,1 12.730 13.558 +6,5

Finanzverwaltung 5.342 1,2 5.922 1,1 3.492 3.777 +8,1

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.645 6,5 31.829 5,8 13.964 15.153 +8,5

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

6.045 1,4 5.182 0,9 2.303 3.117 +35,3

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

15.236 3,4 18.207 3,3 7.677 7.601 ­1,0

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 218.365 49,4 284.649 52,0 153.212 199.608 +30,3

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 129.829 29,4 134.149 24,5 92.030 111.323 +21,0

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 93.004 21,1 97.401 17,8 68.428 71.658 +4,7

Krankenversicherung 15.884 3,6 19.010 3,5 10.536 13.430 +27,5

Arbeitslosenversicherung 6.913 1,6 3.350 0,6 2.895 16.131 +457,2

Arbeitsmarktpolitik 40.876 9,3 45.360 8,3 24.882 28.391 +14,1

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.658 4,7 23.700 4,3 14.121 15.219 +7,8

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung 
nach dem SGB II

10.097 2,3 11.200 2,0 4.540 6.871 +51,4

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 10.343 2,3 11.395 2,1 6.865 7.442 +8,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

2.039 0,5 2.269 0,4 1.379 1.435 +4,0

Sonstige soziale Angelegenheiten 24.149 5,5 79.621 14,5 20.870 43.492 +108,4

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 19.001 4,3 25.114 4,6 13.548 11.020 ­18,7

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

1.783 0,4 2.972 0,5 799 975 +21,9

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 893 0,2 1.675 0,3 550 746 +35,6

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.469 0,3 2.611 0,5 471 837 +77,7

Energie­ und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.509 1,2 14.620 2,7 3.772 3.243 ­14,0

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.400 0,3 2.968 0,5 588 630 +7,2

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.316 0,5 1.491 0,3 2.174 543 ­75,0

Verkehrs­ und Nachrichtenwesen 22.961 5,2 33.683 6,1 12.535 12.947 +3,3

Straßen 9.791 2,2 9.815 1,8 5.287 4.072 ­23,0

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 8.156 1,8 16.321 3,0 4.231 4.375 +3,4

Allgemeine Finanzwirtschaft 48.585 11,0 48.336 8,8 12.138 13.869 +14,3

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

6.457 1,5 10.267 1,9 7.906 6.679 ­15,5

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 266.972 317.361 +18,9

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist­Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

August 
2020

August 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 391.450 88,6 461.191 84,2 245.761 281.769 +14,7

Personalausgaben 35.409 8,0 35.960 6,6 24.056 24.904 +3,5

Aktivbezüge 26.249 5,9 26.817 4,9 17.610 18.400 +4,5

Versorgung 9.160 2,1 9.144 1,7 6.446 6.504 +0,9

Laufender Sachaufwand 36.370 8,2 44.823 8,2 19.869 21.070 +6,0

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.801 0,4 1.164 0,2 1.077 614  ­43,0

Militärische Beschaffungen 16.833 3,8 18.155 3,3 8.197 8.354 +1,9

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.736 4,0 25.504 4,7 10.596 12.103 +14,2

Zinsausgaben 6.413 1,5 10.261 1,9 7.873 6.663  ­15,4

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 312.053 70,6 366.125 66,8 193.168 228.172 +18,1

an Verwaltungen 75.607 17,1 40.670 7,4 27.171 30.423 +12,0

an andere Bereiche 236.446 53,5 325.455 59,4 165.997 197.748 +19,1

darunter:

Unternehmen 49.569 11,2 104.429 19,1 34.564 49.396 +42,9

Renten, Unterstützungen u. a. 30.735 7,0 36.535 6,7 20.874 22.546 +8,0

Sozialversicherungen 134.613 30,5 153.495 28,0 98.223 112.788 +14,8

Sonstige Vermögensübertragungen 1.205 0,3 4.022 0,7 794 961 +21,0

Investive Ausgaben 50.348 11,4 59.268 10,8 21.211 35.592 +67,8

Finanzierungshilfen 38.756 8,8 51.165 9,3 14.908 32.347 +117,0

Zuweisungen und Zuschüsse 30.652 6,9 39.856 7,3 11.594 14.219 +22,6

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 7.630 1,7 6.680 1,2 3.306 17.804 +438,5

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 473 0,1 4.628 0,8 9 323 ­

Sachinvestitionen 11.592 2,6 8.103 1,5 6.303 3.245  ­48,5

Baumaßnahmen 8.192 1,9 4.554 0,8 4.469 1.991  ­55,4

Erwerb von beweglichen Sachen 2.816 0,6 3.412 0,6 1.499 1.219  ­18,7

Grunderwerb 585 0,1 137 0,0 335 34  ­89,9

Globalansätze 0 0,0 27.267 5,0 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 266.972 317.361 +18,9

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021  
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist­Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

August 
2020

August 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 283.254 91,1 284.024 92,4 177.985 185.641 +4,3

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.978 75,9 250.470 81,5 150.632 167.831 +11,4

Einkommen­ und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins­ und 
Veräußerungserträge)

140.012 45,0 134.358 43,7 84.110 92.845 +10,4

davon:

Lohnsteuer 89.075 28,6 84.651 27,5 57.154 56.714  ­0,8

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 8,1 24.814 8,1 12.253 14.137 +15,4

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 10.761 3,5 9.200 3,0 7.361 8.983 +22,0

Abgeltungsteuer auf Zins­ und Veräußerungs­
erträge 

2.976 1,0 2.794 0,9 2.046 2.925 +43,0

Körperschaftsteuer 12.134 3,9 12.899 4,2 5.295 10.086 +90,5

Steuern vom Umsatz 94.391 30,3 114.323 37,2 65.654 73.854 +12,5

Gewerbesteuerumlage 1.574 0,5 1.789 0,6 868 1.131 +30,3

Energiesteuer 37.635 12,1 39.850 13,0 19.571 18.941  ­3,2

Tabaksteuer 14.651 4,7 14.190 4,6 9.128 9.129 +0,0

Solidaritätszuschlag 18.676 6,0 9.950 3,2 11.466 6.582  ­42,6

Versicherungsteuer 14.553 4,7 14.890 4,8 11.488 11.788 +2,6

Stromsteuer 6.561 2,1 6.880 2,2 4.340 4.395 +1,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 3,1 9.545 3,1 6.653 6.670 +0,3

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 0,7 2.102 0,7 1.346 1.257  ­6,6

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.070 0,3 665 697 +4,8

Luftverkehrsteuer 292 0,1 630 0,2 204 240 +17,6

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 428 0,1 394 0,1 255 214  ­16,1

Sonstige Bundessteuern 1 0,0 2 0,0 1 2 +100,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 1.067 X 800 X 1.067 800  ­25,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 X 9.179 X 4.878 5.195 +6,5

BNE­Eigenmittel der EU 25.616 X 33.280 X 14.804 20.230 +36,7

Mehrwertsteuer­Eigenmittel der EU 2.473 X 4.430 X 1.801 2.956 +64,1

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 11.457 X 9.268 X 8.471 6.179  ­27,1

Zuweisung an die Länder für Kfz­Steuer und 
Lkw­Maut

8.992 X 8.992 X 6.744 6.744 ­

Sonstige Einnahmen 27.831 8,9 23.290 7,6 18.596 14.318  ­23,0

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 7.263 2,3 5.352 1,7 5.017 2.164  ­56,9

Zinseinnahmen 364 0,1 385 0,1 209 219 +4,8

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapitalrück­
zahlungen, Gewährleistungen

1.342 0,4 1.253 0,4 897 825  ­8,0

Einnahmen insgesamt² 311.085 100,0 307.314 100,0 196.581 199.959 +1,7

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit be-
trug Ende Juli  2021 -10,8  Mrd. € und verbesserte 
sich zum Vorjahreszeitraum um 16,2 Mrd. €. 

Die Ausgaben der Länder erhöhten sich im Ver-
gleich zum Vorjahr leicht um 0,3 Prozent. Die Ausga-
ben verharrten weiterhin auf einem hohen Niveau.

Die Einnahmen stiegen um 7,0  Prozent gegen-
über dem Vorjahreszeitraum. Dieser Anstieg 

wurde durch den Anstieg der Steuereinnahmen 
von 8,1  Prozent und die gestiegenen Einnahmen 
(+5,0 Prozent) aus den Bundesleistungen der Coro-
na-Hilfspakete an die Länder getragen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Juli  2021 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Juli 2021

Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2021 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2021 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2021 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung (Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF) und Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) 
sowie Restrukturierungsfonds (RSF)). Der RSF wird 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahme vor-
gelegen hat. Die Kreditaufnahme für die Sonder-
vermögen FMS und WSF dient dabei zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabili-
sierungsmaßnahmen gemäß §  9 Abs.  1 Stabilisie-
rungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitalisierung 
von Unternehmen gemäß §  22  StFG. Zum ande-
ren nimmt der Bund für FMS und WSF auch Kre-
dite auf, die gemäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG dann 
als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des 
öffentlichen Rechts durchgeleitet werden. Die Auf-
nahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich 
erst auf die gesamte Kreditaufnahme des Bundes. 
Anschließend erfolgt eine Aufgliederung in

● die Kreditaufnahme beziehungsweise Ver-
schuldung des Bundeshaushalts und der mit-
finanzierten Sondervermögen sowie der Kre-
ditaufnahme beziehungsweise Verschuldung 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts
und

● die Kreditaufnahme für FMS und WSF zur Fi-
nanzierung von an Anstalten des öffentli-
chen Rechts durchzuleitende Darlehen (im Fol-
genden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2020 Kredite 
in Höhe von 1.272,0  Mrd. € aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31. August 2021 auf 
1.411,3 Mrd. €. Der Anstieg der Kreditaufnahme um 
139,3 Mrd. € geht auf den Finanzierungsbedarf des 
Bundes für den Haushalt und die Sondervermögen 
einschließlich der Bedarfe von FMS und WSF zur 
Durchleitung von Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts zurück. Wie im Vorjahr ist auch 
im Jahr  2021 mit einer erhöhten Kreditaufnahme 
zu rechnen. Hintergrund sind weiterhin die Maß-
nahmen, die die Bundesregierung zur Bekämpfung 
der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pan-
demie beschlossen hat: Im Juni 2021 ist der Nach-
trag zum Bundeshaushaltsplan für das Haushalts-
jahr  2021 in Kraft getreten, der einen um etwa 
60 Mrd. € gestiegenen Nettokreditbedarf des Bun-
deshaushalts vorsieht. Bereits die erste Version des 
Haushaltsgesetzes 2021 hatte eine gegenüber dem 
Vorjahr nochmals höhere geplante Nettokreditauf-
nahme vorgesehen.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme ge-
genüber dem 31.  Dezember  2020 resultierte aus 
neuen Aufnahmen im Volumen von 353,9  Mrd. € 
bei Fälligkeiten im Volumen von 214,6 Mrd. €. Bis 
zum 31. August 2021 wurden im Jahr 2021 für die 
Verzinsung aller auch in früheren Jahren aufge-
nommenen bestehenden Kredite saldiert 5,6 Mrd. € 
aufgewendet.

Im August wurden 38  Mrd. € an konventionel-
len Bundeswertpapieren emittiert. Sie verteil-
ten sich auf 1  Mrd. € 30-jährige Bundesanleihen, 
7  Mrd. € 10-jährige Bundesanleihen (zu denen 
hier auch die im Jahr 2020 erstmals begebenen 7- 
und 15-jährigen Bundesanleihen gezählt werden), 
4  Mrd. € Bundesobligationen, 6  Mrd. € Bundes-
schatzanweisungen und 20  Mrd. € Unverzinsliche 

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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Schatzanweisungen des Bundes. Im August  2021 
wurden weder Grüne Bundeswertpapiere noch in-
flationsindexierte Bundesanleihen begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren verringerten sich im August  2021 um 
2,4 Mrd. € auf 160,1 Mrd. €. Die Veränderung resul-
tierte im Wesentlichen aus Sekundärmarktverkäu-
fen in Höhe von 15,2 Mrd. €, denen Käufe in Höhe 
von 6,3 Mrd. € und die Erhöhung von Eigenbestän-
den durch bei Emission zurückbehaltene Emissi-
onsanteile um 6,4 Mrd. € gegenüberstanden.

Am 31. August 2021 entfielen 93,8 Prozent der Kre-
ditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes 
für Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung. 6,2 Prozent der Kreditaufnahme 
dienten der Finanzierung von FMS und WSF für 
durchgeleitete Kredite an Anstalten des öffentli-
chen Rechts.

Entwicklung der Kreditauf­
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im August  2021 wurden für den Bund (Haushalt 
und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
35,7  Mrd. € an Krediten aufgenommen. Gleichzei-
tig wurden 17,3  Mrd. € fällige Kredite getilgt. Für 
die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
wurden im August saldiert 0,5 Mrd. € aufgewendet.

Am 31.  August  2021 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sonder-
vermögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.324,4  Mrd. €. Damit erhöhte sich dieser gegen-
über dem 31. Dezember 2020 um 120,5 Mrd. €. Der 
größte Teil der Erhöhung entfiel mit 117,3  Mrd. € 
auf den Bundeshaushalt, dessen Bestand auf 
1.280,6 Mrd. € anstieg.

Per 31. August 2021 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme für den ITF 16,1 Mrd. €. Der Bestand der 

Kreditaufnahme des FMS für Kredite für Aufwen-
dungen gemäß §  9 Abs.  1  StFG betrug zu diesem 
Stichtag 22,8  Mrd. €. Die Kreditermächtigungen 
des WSF für Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß §  22  StFG wurden im Jahr  2021 
bis Ende August  2021  – unter Berücksichtigung 
von Fälligkeiten – über insgesamt 3,1 Mrd. € in An-
spruch genommen, so dass sich per 31. August 2021 
ein Bestand an Krediten von 5,0 Mrd. € ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
aufgenommen. In ähnlicher Weise erfolgt seit dem 
Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für den WSF zur 
Gewährung von Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) zur Finanzierung von Krisen-
maßnahmen gemäß § 23 StFG.

Im August  2021 wurden für den FMS zu diesem 
Zweck Kredite im Volumen von 3,8  Mrd. € aufge-
nommen. Per 31. August 2021 betrug der Bestand 
52,5  Mrd. €. Der Bestand von Krediten zur Darle-
hensfinanzierung für den WSF reduzierte sich im 
Laufe des Monats August 2021 um 0,4 Mrd. € und 
betrug am 31. August 2021 somit 34,4 Mrd. €. Seit 
Jahresbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Dar-
lehensfinanzierung damit auf 86,9 Mrd. €.

Weitere Einzelheiten für den Monat August  2021 
können folgenden Tabellen entnommen werden:

● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes
zur Darlehensfinanzierung,
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis August 2021

Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 31. August 2021  

● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den August 2021, 
die nach Restlaufzeitklassen gruppierte Kreditauf-
nahme des Bundes sowie die monatliche Historie 
zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der Kreditauf-
nahme, Tilgungen und Zinsen für die Kreditauf-
nahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Jahr 2021 bis 
Ende August als auch für den gesamten Bestand per 
31. August 2021. Den größten Anteil der Kreditauf-
nahme im Jahr 2021 machen bis Ende August 2021
mit 162,9  Mrd. € beziehungsweise 46  Prozent die
(teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen Schatz-
anweisungen des Bundes aus, gefolgt von den

10-jährigen Bundesanleihen mit 85,9 Mrd. € bezie-
hungsweise 24,3 Prozent. Zu diesem Segment wer-
den hier auch die im Jahr 2020 erstmals begebenen
7- und die 15-jährigen Bundesanleihen gezählt.
Per 31. August 2021 waren über 99 Prozent des Be-
stands der Kreditaufnahmen des Bundes in Form
von Inhaberschuldverschreibungen verbrieft, bei
denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht
bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im August 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands­
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Juli 2021  August  August 31. August 2021 August August 

Insgesamt 1.389.439 40.541 ­18.658 1.411.322 21.883 ­353

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.262.031 35.837 ­17.250 1.280.617 18.587 ­518

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.776 ­7 ­ 22.769 ­7 ­

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

48.700 3.800 ­ 52.500 3.800 141

Investitions­ und Tilgungsfonds 16.069 ­ ­ 16.069 ­ ­

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß­
nahmen gemäß § 22 StFG)

5.049 ­89 ­ 4.961 ­89 ­

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.815 1.000 ­1.408 34.406 ­408 24

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.299.355 40.447 ­18.608 1.321.193 21.838 ­320

30­jährige Bundesanleihen 265.424 2.487 ­ 267.911 2.487 ­51

10­jährige Bundesanleihen 593.225 9.081 ­ 602.305 9.081 ­556

Bundesobligationen 189.716 4.127 ­ 193.843 4.127 148

Bundesschatzanweisungen 109.585 4.722 ­ 114.307 4.722 72

Unverzinsliche Schatzanweisun­
gen des Bundes

141.405 20.030 ­18.608 142.827 1.422 68

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

63.115 70 ­ 63.185 70 9

30­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.137 ­25 ­ 10.112 ­25 ­17

10­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

52.978 95 ­ 53.073 95 26

Grüne Bundeswertpapiere 16.601 25 ­ 16.626 25 1

30­jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 ­ ­ 5.575 ­ ­

10­jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 ­ ­ 6.390 ­ ­

Grüne Bundesobligationen 4.636 25 ­ 4.661 25 1

Schuldscheindarlehen 5.895 ­ ­50 5.845 ­50 ­43

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

­ ­ ­ ­ ­ ­

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 ­ ­ 4.474 ­ ­

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen 
ohne Darlehensfinanzierung) im August 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands­
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Juli 2021  August  August 31. August 2021 August August 

Insgesamt 1.305.924 35.741 ­17.250 1.324.416 18.492 ­518

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.262.031 35.837 ­17.250 1.280.617 18.587 ­518

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.776 ­7 ­ 22.769 ­7 ­

Investitions­ und Tilgungsfonds 16.069 ­ ­ 16.069 ­ ­

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungs gemäß § 22 StFG)

5.049 ­89 ­ 4.961 ­89 ­

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.215.840 35.647 ­17.200 1.234.287 18.447 ­484

30­jährige Bundesanleihen 265.424 2.487 ­ 267.911 2.487 ­51

10­jährige Bundesanleihen 567.125 7.281 ­ 574.405 7.281 ­641

Bundesobligationen 159.416 3.127 ­ 162.543 3.127 108

Bundesschatzanweisungen 84.885 2.722 ­ 87.607 2.722 41

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

138.991 20.030 ­17.200 141.821 2.830 59

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 63.115 70 ­ 63.185 70 9

30­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.137 ­25 ­ 10.112 ­25 ­17

10­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

52.978 95 ­ 53.073 95 26

Grüne Bundeswertpapiere 16.601 25 ­ 16.626 25 1

30­jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 ­ ­ 5.575 ­ ­

10­jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 ­ ­ 6.390 ­ ­

Grüne Bundesobligationen 4.636 25 ­ 4.661 25 1

Schuldscheindarlehen 5.895 ­ ­50 5.845 ­50 ­43

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

­ ­ ­ ­ ­ ­

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 ­ ­ 4.474 ­ ­

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

5.267 5.457 191 ­

Rücklagen gemäß Schlusszahlungs­
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)

4.240 4.240 ­ ­

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

31. Juli 2021  August  August 31. August 2021 August August 

Insgesamt 83.515 4.800 ­1.408 86.906 3.392 165

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

48.700 3.800 ­ 52.500 3.800 141

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.815 1.000 ­1.408 34.406 ­408 24

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 
nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die 
bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapie­
ren.
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i.V.m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die sogenannte Corona­Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im August 2021 
in Mio. €

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im August 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

31. Juli 2021 August August 31. August 2021 August 

Umlaufvolumen insgesamt 1.540.700 38.000 ­18.500 1.560.200 19.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.455.500 38.000 ­18.500 1.475.000 19.500

30­jährige Bundesanleihen 318.000 1.000 ­ 319.000 1.000

10­jährige Bundesanleihen 659.000 7.000 ­ 666.000 7.000

Bundesobligationen 219.500 4.000 ­ 223.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 118.500 6.000 ­ 124.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

140.500 20.000 ­18.500 142.000 1.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 67.700 ­ ­ 67.700 ­

30­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.600 ­ ­ 10.600 ­

10­jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

57.100 ­ ­ 57.100 ­

Grüne Bundeswertpapiere 17.500 ­ ­ 17.500 ­

30­jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 ­ ­ 6.000 ­

10­jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 ­ ­ 6.500 ­

Grüne Bundesobligationen 5.000 ­ ­ 5.000 ­

Eigenbestände ­162.535 ­ ­ ­160.124 2.411

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanz­ und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

4./5. Oktober 2021 Eurogruppe und ECOFIN­Rat in Luxemburg

15./16. Oktober 2021 Treffen der G20­Finanzministerinnen und ­Finanzminister und ­Notenbankgouverneurinnen 
und ­Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

15. bis 17. Oktober 2021 Jahresversammlung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

29. oder 30. Oktober 2021 Joint Finance and Health Ministers Meeting in Rom, Italien

30./31. Oktober 2021 G20­Gipfel in Rom, Italien

8./9. November 2021 Eurogruppe und ECOFIN­Rat in Brüssel, Belgien

Aufgrund der Corona­Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2022 
und des Finanzplans bis 2025

Datum Verfahrensschritte

24. März 2021 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2022 und Finanzplan bis 2025

10. bis 12. Mai 2021 Steuerschätzung

23. Juni 2021 Kabinettbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2022 und Finanzplans bis 2025

9. bis 11. November 2021 Steuerschätzung

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

Januar 2022 Dezember 2021 28. Januar 2022

Februar 2022 Januar 2022 22. Februar 2022

März 2022 Februar 2022 22. März 2022

April 2022 März 2022 22. April 2022

Mai 2022 April 2022 20. Mai 2022

Juni 2022 Mai 2022 21. Juni 2022

Juli 2022 Juni 2022 21. Juli 2022

August 2022 Juli 2022 19. August 2022

September 2022 August 2022 22. September 2022

Oktober 2022 September 2022 20. Oktober 2022

November 2022 Oktober 2022 22. November 2022

Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das Bundesministerium der Finanzen hat folgende Publikation herausgegeben: 

Kreditaufnahmebericht des Bundes 2020

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E­Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf­monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Ver gleich der Fi nan zie rungs sal den je Ein woh ner 2020/2021

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der 
Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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